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EU-Ministerrat: Public country-by-country-reporting befürwortet 

Diese Woche hat der Rat für Wettbewerbsfähigkeit mit einer qualifizierten Mehr-

heit der Mitgliedstaaten die Einführung eines public country-by-country-reporting 

(CbC-R) befürwortet. Da die Minister bei einer Online-Videokonferenz keine for-

melle Abstimmung durchführen können, ist die Position des Rates noch nicht 

formell beschlossen, dies wird jedoch voraussichtlich in einer der nächsten Sit-

zungen nachgeholt. 

Dies bedeutet den Beginn des sogenannten "Trilog"-Verfahrens, bei dem sowohl 

das Europäische Parlament als auch der Rat in den kommenden Monaten zu ei-

ner harmonisierten Sicht auf den Gesetzgebungsvorschlag gelangen müssen. 

Während der live im Internet übertragenen Debatte wurden von den Ministern die 

folgenden Positionen geäußert: 

Dafür (16): Österreich, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frank-

reich, Griechenland, Italien, Lettland, Niederlande, Polen, Portugal, Rumänien, 

Slowenien, Spanien. 

Dagegen (8): Kroatien, Zypern, Tschechische Republik, Ungarn, Irland, Luxem-

burg, Malta und Schweden 

Enthaltung (1): Deutschland 

Keine Äußerung (2): Slowakei & Litauen 

Die Mitgliedstaaten, die sich dagegen aussprachen, verwiesen mehrmals auf ihre 

Bedenken hinsichtlich der derzeit angewendeten Rechtsgrundlage. Während der 

Vorschlag als Änderung der Rechnungslegungsrichtlinie derzeit mit qualifizierter 

Mehrheit verhandelt wird, wollen diese Mitgliedstaaten das Vorhaben als Steuer-

richtlinie dem Erfordernis der Einstimmigkeit unterwerfen. Slowenien, Lettland 

und Estland äußerten sich ebenfalls besorgt in Bezug auf die Rechtsgrundlage, 

beschlossen jedoch, die Akte im Geiste eines Kompromisses zu unterstützen. Sie 

haben jedoch hervorgehoben, dass dies keinen Präzedenzfall für die Abstim-

mung mit qualifizierter Mehrheit in Steuersachen darstellen sollte. Dänemark und 

die Niederlande haben ihre Unterstützung für eine vollständige disaggregierte Be-

richterstattung (sowohl innerhalb als auch außerhalb der EU) zum Ausdruck ge-

bracht, während Frankreich die Bedeutung der Schutzklausel hervorhob. Diese 

sieht vor, dass Informationen in den CbC-Reports für einen Zeitraum von sechs 

Jahren zurückgehalten werden können, wenn andernfalls sensible Geschäftsge-

heimnisse preisgegeben würden. 

Bundestag: Drittes Corona-Steuerhilfegesetz beschlossen 

Der Koalitionsausschuss hatte am 03.02.2021 beschlossen, unter anderem auch 

weitere steuerliche Corona-Hilfen auf den Weg zu bringen bzw. bestehende zu 

verlängern. Bereits am 26.02.2021 hat nun der Bundestag den von den Koaliti-

onsfraktionen (CDU/CSU und SPD) ins Gesetzgebungsverfahren eingebrachten 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur 
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Bewältigung der Corona-Krise (Drittes Corona-Steuerhilfegesetz) in der Fassung 

der Beschlussempfehlung seines Finanzausschusses beschlossen. 

Zur weiteren Bekämpfung der Corona-Folgen und Stärkung der Binnennachfrage 

werden folgende steuerliche Maßnahmen umgesetzt: 

 Der steuerliche Verlustrücktrag wird für die Jahre 2020 und 2021 nochmals 

erweitert und auf 10 Mio. Euro bzw. 20 Mio. Euro (bei Zusammenveranlagung) 

angehoben. Die Höchstbetragsgrenzen in §§ 110, 111 EStG für die pauschale 

Berücksichtigung des Verlustrücktrags aus 2020 bereits in 2019 werden ent-

sprechend angehoben (vgl. TAX WEEKLY # 6/2021). 

 Die Gewährung des ermäßigten Umsatzsteuersatz in Höhe von 7 % für er-

brachte Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen mit Ausnahme der Ab-

gabe von Getränken wird über den 30.06.2021 hinaus befristet bis zum 

31.12.2022 verlängert. 

 Für jedes im Jahr 2021 kindergeldberechtigte Kind wird ein Kinderbonus von 

150 Euro gewährt. 

Über den ursprünglichen Gesetzentwurf hinaus hat der Bundestag die Regelung 

zum vorläufigen Verlustrücktrag ausgeweitet (§ 111 Abs. 9 EStG n.F.). So wird 

auch die Berücksichtigung eines vorläufigen Verlustrücktrags aus 2021 bei der 

Steuerfestsetzung für 2020 möglich. Voraussetzung dafür ist, dass die Voraus-

zahlungen für 2021 auf null Euro herabgesetzt wurden. Damit bekommen u.a. 

auch diejenigen Steuerpflichtigen, bei denen der Corona-Verlust, insbesondere 

bei vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahren, erst in den Veranla-

gungszeitraum 2021 fällt, Zugang zum beschleunigten vorläufigen Verlustrück-

trag (vgl. unsere diesbezügliche Kritik im TAX WEEKLY # 6/2021). 

 

BMF: Nutzungsdauer von Computerhardware und Software zur Datenein-

gabe und -verarbeitung 

Im Nachgang des Beschlusses der Ministerpräsidentenkonferenz vom 

19.01.2021 hat die Finanzverwaltung nun das angekündigte BMF-Schreiben vom 

26.02.2021 zur „Nutzungsdauer von Computerhardware und Software zur Daten-

eingabe und -verarbeitung“ veröffentlicht. Konkret kann danach für die in Rz. 3 ff. 

des BMF-Schreibens aufgeführten materiellen Wirtschaftsgüter „Computerhard-

ware“ sowie die in Rz. 5 näher bezeichneten immateriellen Wirtschaftsgüter „Be-

triebs- und Anwendersoftware zur Dateneingabe und -verarbeitung“ eine be-

triebsgewöhnliche Nutzungsdauer von einem Jahr zugrunde gelegt werden. Dies 

ist nun bewusst als Wahlrecht formuliert worden, insbesondere um ggf. mögliche 

Unterschiede zwischen Handelsbilanz und Steuerbilanz vermeiden zu können. 

Auch hinsichtlich der Frage der Zurechnung von Leasinggegenständen hätte eine 

zwingende Regelung erhebliche Folgen haben können. 

Der Begriff „Computerhardware“ umfasst Computer, Desktop-Computer, Note-

book-Computer, Desktop-Thin-Clients, Workstations, Dockingstations, externe 

Speicher- und Datenverarbeitungsgeräte(Small-Scale-Server), externe Netzteile 
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sowie Peripheriegeräte. Der Begriff „Software“ im Sinne dieses Schreibens er-

fasst die Betriebs-und Anwendersoftware zur Dateneingabe und -verarbeitung. 

Dazu gehören auch die nicht technisch physikalischen Anwendungsprogramme 

eines Systems zur Datenverarbeitung, sowie neben Standardanwendungen auch 

auf den individuellen Nutzer abgestimmte Anwendungen wie ERP-Software, 

Software für Warenwirtschaftssysteme oder sonstige Anwendungssoftware zur 

Unternehmensverwaltung oder Prozesssteuerung. 

Damit können die Anschaffungs- und Herstellungskosten für diese Wirtschaftsgü-

ter im Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Höhe als Betriebsausga-

ben (§ 4 Abs. 4 EStG) oder Werbungskosten (§ 9 Abs. 1 Satz 1 EStG) abgezo-

gen werden.  

Das BMF-Schreiben findet erstmals Anwendung in Gewinnermittlungen für Wirt-

schaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 enden. In dieser Gewinnermittlung kön-

nen Restbuchwerte von entsprechenden Wirtschaftsgütern, die in früheren Wirt-

schaftsjahren angeschafft oder hergestellt wurden und bei denen eine andere als 

die einjährige Nutzungsdauer zugrunde gelegt wurde, vollständig abgeschrieben 

werden. 

 

Bay. LfSt: Fristverlängerung für den VZ 2019 wirkt sich nicht auf die Frist 

für die Mitteilung nach § 138 Abs. 5 AO aus 

Die Mitteilungen nach § 138 Abs. 2 AO sind zusammen mit der ESt- oder KSt-

Erklärung für den Besteuerungszeitraum, in dem der mitzuteilende Sachverhalt 

verwirklicht wurde, spätestens jedoch bis zum Ablauf von 14 Monaten nach Ab-

lauf dieses Besteuerungszeitraums nach amtlich vorgeschriebenen Datensatz 

über die amtlich bestimmten Schnittstellen zu erstatten. Bis zur Schaffung der 

technischen Voraussetzungen für die Abgabe der Mitteilungen nach amtlich vor-

geschriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle, hat die Mittei-

lung weiterhin nach dem amtlich vorgeschriebenen Vordruck (BZSt 2) zu erfol-

gen. Das Bayerische Landesamt für Steuern hat klargestellt, dass die Frist für die 

Abgabe der Mitteilungen nach § 138 Abs. 5 Satz 1 AO als gesetzliche Frist nicht 

verlängerbar ist. Die am 19.02.2021 in Kraft getretene allgemeine Fristverlänge-

rung zur Abgabe von Steuererklärungen 2019 in beratenen Fällen (Art. 97 § 36 

EGAO) ist daher nicht auf § 138 Abs. 5 Satz 1 AO übertragbar. Die „Sonderfrist-

verlängerung“ gilt ausschließlich für die benannten Erklärungsfristen. 

Dementsprechend muss die Einhaltung der Frist des § 138 Abs. 5 Satz 1 AO un-

abhängig von der Steuererklärung für 2019 erfolgen, wenn diese nicht bis zum 

28.02.2021 beim Finanzamt eingereicht wird bzw. wurde. 

 

BFH: Gewerbesteuerlicher Fehlbeträge bei Abspaltung 

Der BFH hatte im Urteil vom 12.11.2020 (IV R 29/18) darüber zu entscheiden, ob 

es zum Untergang von vortragsfähigen Gewerbeverlusten einer Mitunternehmer-

schaft kommt, wenn infolge einer Abspaltung eine Kapitalgesellschaft als Mitun-

ternehmerin aus einer Mitunternehmerschaft ausscheidet. 
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Im Streitfall waren an der Klägerin, einer GmbH & Co. KG, als alleinige Komman-

ditistin zunächst die A-GmbH und als Komplementärin die B-GmbH beteiligt. Im 

Streitjahr 2014 spaltete die A-GmbH gemäß § 123 Abs. 2 Nr. 1 UmwG einen Teil 

ihres Vermögens mit Wirkung zum 02.01.2014 ab und übertrug ihn gegen Ge-

währung neuer Gesellschaftsanteile auf die C-GmbH. Alleingesellschafterin bei-

der Gesellschaften war die D mit Sitz in Schweden. Zu den übertragenen Vermö-

genswerten gehörten u.a. der Kommanditanteil an der Klägerin und die Ge-

schäftsanteile an der Komplementär-GmbH. Der Betrieb der Klägerin wurde un-

verändert fortgeführt. 

Für das Jahr 2014 setzte das Finanzamt für die Klägerin einen positiven Gewer-

beertrag fest. Die Feststellung eines vortragsfähigen Fehlbetrags auf den 

31.12.2014 lehnte es mit der Begründung ab, dass der nicht verbrauchte vor-

tragsfähige Gewerbeverlust in vollem Umfang auf einen ausgeschiedenen Ge-

sellschafter, die A-GmbH, entfalle und deshalb untergegangen sei. Einspruch und 

Klage beim Finanzgericht hatten keinen Erfolg. 

Nunmehr hat der BFH das Urteil der Vorinstanz in der Revision bestätigt. Zu 

Recht habe das Finanzgericht entschieden, dass für die Klägerin zum 31.12.2014 

kein vortragsfähiger Fehlbetrag (Gewerbeverlust) mehr festzustellen sei. 

Die Inanspruchnahme des Verlustabzugs nach § 10a GewStG setze neben Un-

ternehmensidentität auch Unternehmeridentität voraus. Letzteres bedeute, dass 

der Steuerpflichtige, der den Verlustabzug in Anspruch nehme, den Gewerbever-

lust zuvor in eigener Person erlitten haben müsse. Bei einer Personengesell-

schaft seien die Gesellschafter, die unternehmerisches Risiko tragen würden und 

unternehmerische Initiative ausüben könnten, die (Mit-)Unternehmer des Be-

triebs, welche auch gewerbesteuerrechtlich Träger des Verlustabzugs seien. 

Dementsprechend gehe beim Ausscheiden von Gesellschaftern aus einer Perso-

nengesellschaft der Verlustabzug gemäß § 10a GewStG verloren, soweit er an-

teilig auf die ausgeschiedenen Gesellschafter entfalle. 

Daran würde auch der Umstand nichts ändern, dass der Kommanditanteil an der 

Klägerin im Wege einer Abspaltung von der A-GmbH auf die C-GmbH übertragen 

worden sei. Eine Berufung auf die Regelung des § 19 UmwStG, welcher unter 

bestimmten Bedingungen einen gewerbesteuerlichen Verlustabzug sichere, sei 

nicht möglich. Denn deren Anwendungsbereich sei auf vortragsfähige Fehlbeträ-

ge der übertragenden Körperschaft beschränkt, so dass für den Fehlbetrag einer 

Mitunternehmerschaft, an der die übertragende Körperschaft beteiligt sei, § 19 

UmwStG nicht einschlägig sein könne.  

Entgegen der Auffassung der Klägerin ergebe sich ein festzustellender vortrags-

fähiger Fehlbetrag auch nicht aus § 10a Satz 10 GewStG i.V.m. § 8c Abs. 1 

Satz 5 KStG oder aus einer analogen Anwendung des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG 

auf die Übertragung von Kommanditanteilen. Aus der Entstehungsgeschichte des 

§ 10a Satz 10 Hs. 1 GewStG ergebe sich, dass durch den Verweis auf § 8 Abs. 4 

KStG a.F. bzw. § 8c KStG bezweckt worden sei, in gleicher Weise den Verlust-

abzug wie bei der Körperschaftsteuer auch bei der Gewerbesteuer einzuschrän-

ken. Eine Anwendung auch auf gewerbesteuerliche Fehlbeträge von Mitunter-

nehmerschaften sei vom Gesetzgeber nicht beabsichtigt gewesen. 
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Ausgeschlossen sei auch eine analoge Anwendung der sog. Konzernklausel des 

§ 8c Abs. 1 Satz 5 KStG auf Mitunternehmerschaften. Die von der Klägerin mut-

maßlich vertretene Auffassung, wonach der Gesetzgeber mit § 8c KStG auch für 

Körperschaften eine transparente Betrachtung eingeführt habe, weshalb die in 

§ 8c Abs. 1 Satz 5 KStG vorgesehene (Rück-)Ausnahme von einer solchen 

transparenten Betrachtungsweise aus Gleichheitsgründen auch auf Personenge-

sellschaften anzuwenden sei, könne vom erkennenden Senat nicht geteilt wer-

den. Schließlich ergebe sich auch aus dem Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG 

keine Verpflichtung, die demnach allein für Körperschaften geltende Regelung 

des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG auf die Übertragung von Anteilen an einer Mitunter-

nehmerschaft entsprechend anzuwenden. Der Gleichheitssatz gebiete ange-

sichts der bestehenden Unterschiede zwischen Körperschaften und Mitunter-

nehmerschaften keine rechtsformunabhängige Besteuerung. 

 

BFH: Vorsteuerberichtigung bei Erfolglosigkeit  

In seinem Urteil vom 27.10.2020 (V R 20/20) hat der BFH zur Frage der Berichti-

gung des Vorsteuerabzugs gem. § 15a UStG Stellung genommen, wenn ein Un-

ternehmer Gebäudeteile, mangels Rentabilität, ohne weitere Verwendungsab-

sicht leer stehen lässt. 

Die Klägerin errichtete im Jahr 2003 in einem Anbau an ein von ihr – vorsteuer-

schädlich – betriebenes Alten- und Pflegeheim eine Cafeteria. Die Cafeteria war 

sowohl für Besucher als auch für die Heimbewohner zugänglich, wobei die Kläge-

rin und das Finanzamt davon ausgingen, dass es zu einer steuerfreien Nutzung 

der Cafeteria durch die Heimbewohner zu 10 % gekommen sei. In den Streitjah-

ren 2009 bis 2012 wurden in der Cafeteria keine Warenumsätze mehr ausgeführt 

und im Februar 2013 erfolgte eine Gewerbeabmeldung durch die Klägerin; der 

Betrieb der Kantine sei eine Fehlinvestition, welche sich wirtschaftliche nicht ren-

tiere.  

Sowohl das Finanzamt als auch im weiteren Fortgang das Finanzgericht gingen 

davon aus, dass sich die Verwendungsabsichten der Klägerin geändert hätten, 

da die Absicht zur Nutzung für steuerpflichtige Bewirtungsumsätze ab dem Jahr 

2009 entfallen sei; folglich wäre eine Berichtigung der Vorsteuerbeträge aus der 

Errichtung der Cafeteria nach § 15a UStG vorzunehmen, denn die Cafeteria habe 

nicht gänzlich leer gestanden, sondern sei zu 100 % für umsatzsteuerbefreite 

Umsätze an die Heimbewohner genutzt worden. Dieses Sachverhaltsverständnis 

bildete auch die Grundlage für die vom BFH im Zuge der Revision eingeholten 

Vorabentscheidung des EuGH (V R 61/17 bzw. C-374/19). Die Klägerin trug im 

Revisionsverfahren vor, dass aufgrund der Schließung der Cafeteria auch der 

Fortbestand der Nutzungsmöglichkeit durch die Altenheimbewohner nicht mehr 

gegeben war. 

Der BFH sah die Revision als begründet an. Aufgrund der damit verbundenen 

Zurückverweisung wird sich das Finanzgericht mit den u.a. vom EuGH aufgestell-

ten Abgrenzungskriterien zur tatsächlichen Verwendung auseinandersetzen 

müssen: 
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Gem. § 15a UStG ist eine Berichtigung des Vorsteuerabzugs vorzunehmen, 

wenn sich bei einem Wirtschaftsgut, das nicht nur einmalig zur Ausführung von 

Umsätzen verwendet wird, innerhalb von 5 bzw. 10 Jahren ab dem Zeitpunkt der 

erstmaligen Verwendung, die für den ursprünglichen Vorsteuerabzug maßgeben-

den Verhältnisse ändern. Nach der Auffassung von EuGH und BFH wäre eine 

Berichtigung des ursprünglichen Vorsteuerabzugs erforderlich, wenn die Klägerin 

jegliche umsatzsteuerpflichtige Tätigkeit in der Cafeteria eingestellt und lediglich 

die steuerbefreiten Umsätze in diesen Räumlichkeiten fortgeführt hätte: In diesem 

Fall würden die Räume ausschließlich für steuerbefreite Umsätze genutzt werden 

und ein unmittelbarer Zusammenhang, mit den zu einem früheren Zeitpunkt er-

brachten steuerpflichtigen Umsätze, würde wegfallen. Hiervon zu unterscheiden 

sei aber der Fall, in dem nicht lediglich der steuerpflichtige Nutzungsanteil entfällt, 

sondern eine Nutzung der Räume nicht mehr erfolgt und diese leer stehen. Nach 

Auffassung des BFH solle der bloße Leerstand, ohne Vorliegen einer Verwen-

dungsabsicht im Übrigen, nicht die Annahme rechtfertigen, dass die Räume 

nunmehr ausschließlich für steuerfreie Umsätze genutzt werden. Folglich läge 

dann auch keine Änderung der Verhältnisse vor und eine Berichtigung des Vor-

steuerabzugs gem. § 15a UStG wäre nicht geboten. 

Es wird sich weisen, wie die Finanzverwaltung auf die Entscheidung des BFH re-

agiert: Der Ausschluss einer Vorsteuerkorrektur in Fällen des Leerstands bei 

gänzlichem Fehlen einer Verwendungsabsicht könnte dem Verständnis der Fi-

nanzverwaltung entgegenstehen, da diese bei Grundstücken und Gebäuden in 

Fällen des Leerstands gerade auf die Verwendungsabsicht des Steuerpflichtigen 

abstellt, vgl. Abschn. 15a.2 Abs. 8 UStAE. 
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Alle am 25.02.2021 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

V R 5/20 10.12.2020 
Ermäßigter Umsatzsteuersatz für Zweckbetriebe von Wissenschafts- und For-
schungseinrichtungen 

III R 49/18 12.11.2020 
Kindergeldrechtliche Berücksichtigung eines Kindes, das wegen einer Erkran-
kung keine Berufsausbildung beginnen kann 

IV R 29/18 12.11.2020 Wegfall gewerbesteuerlicher Fehlbeträge bei Abspaltung 

IX R 32/19 10.11.2020 
Zur Frage des Rückflusses von Werbungskosten bei einvernehmlicher Beilegung 
des Rechtsstreits um die Haftung eines Kreditinstituts im Zusammenhang mit der 
Vermittlung von sog. Schrottimmobilien 

IX R 34/18 10.11.2020 
Nachsteuer i.S. des § 34a Abs. 4 Satz 2 EStG als Bestandteil der Bemessungs-
grundlage für den Solidaritätszuschlag 

VIII R 19/18 27.10.2020 
Zur Aufteilung der Einkommensteuerschuld des Insolvenzschuldners bei vom 
Insolvenzverwalter beantragter Zusammenveranlagung und zur Berücksichtigung 
des Altersentlastungsbetrages 

V R 20/20 
(V R 61/17) 

27.10.2020 Vorsteuerberichtigung bei Erfolglosigkeit 

I R 12/17 30.09.2020 Feststellung des Einlagekontos für BgA - sachlich-abstrakte Betrachtung 

VIII R 14/17 29.09.2020 
Aufrechnung eines Rechtsanwalts mit Honoraransprüchen gegen den Anspruch 
des Mandanten auf Herausgabe von Fremdgeld in der Einnahmen-Überschuss-
Rechnung 

VIII R 10/17 29.09.2020 Zum Begriff der erzieherischen Tätigkeit i.S. des § 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG 

III R 2/19 09.09.2020 Bindungswirkung eines Ablehnungsbescheids 

III R 1/18 30.07.2020 
Investitionszulagenrechtliche Zugehörigkeits- und Verbleibensvoraussetzungen 
bei Verkauf einer Betriebsstätte 

 

Alle am 25.02.2021 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

VIII B 5/20 15.12.2020 
Darlegung von Zulassungsgründen in einer Beschwerde gegen ein FG-Urteil, in 
dem festgestellt wird, dass ein Gerichtsbescheid als Urteil wirkt 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110026/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110023/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110025/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110032/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110031/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110030/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110027/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110027/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110021/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110029/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110028/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110024/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110022/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150022/
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Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

IV B 27/20 14.12.2020 Zerlegung des Gewerbesteuermessbetrags bei einem Solarpark 

XI B 26/20 28.10.2020 Rechtsmissbräuchliches Ablehnungsgesuch 

III R 15/20 09.09.2020 
Kindergeldanspruch bei krankheitsbedingter Unterbrechung eines Freiwilligen-
dienstes 

 

Alle bis zum 26.02.2021 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort  

IV C 3 - S 
2190/21/10002 
:013 

26.02.2021 
Nutzungsdauer von Computerhardware und Software zur Dateneingabe und 

-verarbeitung 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150023/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150019/
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Deutscher Bundestag Drucksache 19/26970 
19. Wahlperiode 24.02.2021 


Beschlussempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
– Drucksache 19/26544 –


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Umsetzung steuerlicher 
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise 
(Drittes Corona-Steuerhilfegesetz) 


A. Problem
Die anhaltenden pandemiebedingten Einschränkungen stellen für eine Vielzahl 
von Branchen sowie insbesondere für Familien eine erhebliche Belastung dar. Es 
geht darum, Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirtschaft bei der Bewältigung 
der wirtschaftlichen Folgen weiterhin zu unterstützen. Das Dritte Corona-Steuer-
hilfegesetz bündelt dabei weitere Maßnahmen, die sehr schnell greifen sollen. 


B. Lösung
Zur weiteren Bekämpfung der Corona-Folgen und Stärkung der Binnennachfrage 
werden folgende steuerlichen Maßnahmen umgesetzt: 


– Die Gewährung des ermäßigten Umsatzsteuersatz in Höhe von 7 Prozent für
erbrachte Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen mit Ausnahme der
Abgabe von Getränken wird über den 30. Juni 2021 hinaus befristet bis zum
31. Dezember 2022 verlängert.


– Für jedes im Jahr 2021 kindergeldberechtigte Kind wird ein Kinderbonus
von 150 Euro gewährt.


– Der steuerliche Verlustrücktrag wird für die Jahre 2020 und 2021 nochmals
erweitert und auf 10 Millionen Euro bzw. 20 Millionen Euro (bei
Zusammenveranlagung) angehoben. Dies gilt auch für die Betragsgrenzen
beim vorläufigen Verlustrücktrag für 2020.


Darüber hinaus empfiehlt der Finanzausschuss folgende Änderungen am Gesetz-
entwurf: 


– Berücksichtigung eines vorläufigen Verlustrücktrags für 2021 bei der Steu-
erfestsetzung für 2020.
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Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 19/26544 in geänderter Fas-
sung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP 
bei Stimmenthaltung der Fraktionen DIE LINKE. und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. 


C. Alternativen 
Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
(Steuermehr-/-mindereinnahmen (–) in Mio. Euro) 


Gebietskörper-
schaft 


volle 
Jahres–


wirkung1 


Kassenjahr 


2021 2022 2023 2024 2025 


Insgesamt - 5.940 - 4.330 - 2.930 - 335 + 55 + 55 


Bund - 2.915 - 2.003 - 1.595 - 191 + 30 + 30 


Länder - 2.635 - 1.887 - 1.343 - 153 + 25 + 25 


Gemeinden - 390 - 440 + 8 + 9 – – 


1 Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten. 


Die Änderung des § 6 des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) führt im Jahr 2021 
insgesamt zu Mehrausgaben in Höhe von 10 Millionen Euro. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Für Bürgerinnen und Bürger entsteht geringfügiger Erfüllungsaufwand. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Für die Wirtschaft entsteht kein laufender Erfüllungsaufwand, jedoch Umstel-
lungsaufwand. 


Durch die vom Finanzausschuss empfohlenen Änderungen am Gesetzentwurf 
entsteht für die Wirtschaft zusätzlicher Erfüllungsaufwand, soweit Anträge zum 
vorläufigen Verlustabzug gestellt werden. 


Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 
Der Wirtschaft entstehen Bürokratiekosten durch eine etwaige Antragstellung im 
Rahmen des Verlustrücktrags.  


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Der Kinderbonus 2021 führt bei den Familienkassen einschließlich der Bunde-
sagentur für Arbeit zu einem einmaligen Umstellungsaufwand. 


Durch die Betragsanhebungen beim Verlustrücktrag entsteht in den Ländern ein-
malig geringfügiger, nicht bezifferbarer Umstellungsaufwand. 
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Durch die vom Finanzausschuss empfohlenen Änderungen am Gesetzentwurf 
entsteht der Verwaltung zusätzlicher Aufwand im Zusammenhang mit der Bear-
beitung der zusätzlichen Anträge. 


F. Weitere Kosten 
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau – im Sinne von Preissenkungen – sind in Abhängigkeit da-
von gegeben, ob und inwieweit die Absenkung des Umsatzsteuersatzes in den 
Preisen weitergegeben wird. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 


den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/26544 mit folgender Maßgabe, im Übrigen 
unverändert anzunehmen: 


Artikel 1 wird wie folgt geändert: 


1. Der Nummer 1 wird folgende Nummer 1 vorangestellt: 


‚1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 111 wie folgt gefasst: 


„§ 111 Vorläufiger Verlustrücktrag für 2020 und 2021“.‘ 


2. Die bisherigen Nummern 1 bis 5 werden die Nummern 2 bis 6. 


3. Nummer 6 wird wie folgt geändert: 


a) Dem Buchstaben a wird folgender Buchstabe a vorangestellt: 


‚a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  


„§ 111 


Vorläufiger Verlustrücktrag für 2020 und 2021“.‘ 


b) Die bisherigen Buchstaben a und b werden die Buchstaben b und c. 


c) Folgender Buchstabe d wird angefügt: 


‚d) Folgender Absatz 9 wird angefügt: 


„(9) Die Absätze 1 bis 7 gelten für die Steuerfestsetzung für 
den Veranlagungszeitraum 2020 und die Berücksichtigung des 
vorläufigen Verlustrücktrags für den Veranlagungszeitraum 2021 
entsprechend.“ ‘ 


Berlin, den 24. Februar 2021 


Der Finanzausschuss 


Katja Hessel 
Vorsitzende  


 


Lothar Binding (Heidelberg) 
Berichterstatter 


Markus Herbrand 
Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Lothar Binding (Heidelberg) und Markus Herbrand 


A. Allgemeiner Teil 


I. Überweisung 


Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/26544 in seiner 210. Sitzung am 12. Februar 
2021 dem Finanzausschuss zur federführenden Beratung sowie dem Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, 
dem Haushaltsausschuss, dem Ausschuss für Wirtschaft und Energie, dem Ausschuss für Ernährung und Land-
wirtschaft, dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, dem Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und 
dem Ausschuss für Tourismus zur Mitberatung überwiesen. Der Haushaltsausschuss ist darüber hinaus nach § 96 
GO-BT beteiligt. 


II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 


Der Gesetzentwurf sieht zur weiteren Bekämpfung der Corona-Folgen und Stärkung der Binnennachfrage fol-
gende steuerlichen Maßnahmen vor: 


– Die Gewährung des ermäßigten Umsatzsteuersatz in Höhe von 7 Prozent für erbrachte Restaurant- und Ver-
pflegungsdienstleistungen mit Ausnahme der Abgabe von Getränken wird über den 30. Juni 2021 hinaus 
befristet bis zum 31. Dezember 2022 verlängert. 


– Für jedes im Jahr 2021 kindergeldberechtigte Kind wird ein Kinderbonus von 150 Euro gewährt. 


– Der steuerliche Verlustrücktrag wird für die Jahre 2020 und 2021 nochmals erweitert und auf 10 Mio. Euro 
bzw. 20 Mio. Euro (bei Zusammenveranlagung) angehoben. Dies gilt auch für die Betragsgrenzen beim 
vorläufigen Verlustrücktrag für 2020. 


III. Öffentliche Anhörung 


Der Finanzausschuss hat in seiner 117. Sitzung am 22. Februar 2021 eine öffentliche Anhörung zu dem Gesetz-
entwurf auf Drucksache 19/26544 durchgeführt. Folgende Einzelsachverständige, Verbände und Institutionen 
hatten Gelegenheit zur Stellungnahme: 


1. Deutsche Steuer-Gewerkschaft e.V. 


2. Deutscher Gewerkschaftsbund 


3. Deutscher Hotel- und Gaststättenverband e.V. (DEHOGA Bundesverband) 


4. Deutscher Steuerberaterverband e.V. (DStV) 


5. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung e.V. (DIW Berlin) 


6. Schanz, Prof. Dr. Deborah, Ludwig-Maximilians-Universität München 


7. Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e. V. (VDMA) 


8. ZEW – Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH Mannheim 


V
orabfassung - w


ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.







Drucksache 19/26970 – 6 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 
 
 
Das Ergebnis der öffentlichen Anhörung ist in die Ausschussberatungen eingegangen. Das Protokoll einschließ-
lich der eingereichten schriftlichen Stellungnahmen ist der Öffentlichkeit zugänglich. 


IV. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 


Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf in seiner 131. Sitzung am 24. Februar 
2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP bei Stimment-
haltung der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Annahme. 


Der Haushaltsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 89. Sitzung am 24. Februar 2021 beraten und empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen DIE 
LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Annahme. 


Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat den Gesetzentwurf in seiner 106. Sitzung am 24. Februar 2021 
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP bei Stimmenthaltung 
der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Annahme. 


Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat den Gesetzentwurf in seiner 73. Sitzung am 24. Februar 
2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP bei Stimment-
haltung der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Annahme. 


Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat den Gesetzentwurf in seiner 112. Sitzung am 24. Februar 2021bera-
ten und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen 
DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Annahme. 


Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat den Gesetzentwurf in seiner 82. Sitzung am 
24. Februar 2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP bei 
Stimmenthaltung der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Annahme. 


Der Ausschuss für Tourismus hat den Gesetzentwurf in seiner 63. Sitzung am 24. Februar 2021 beraten und 
empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktio-
nen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Annahme. 


V. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 


Der Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/26544 in seiner 115. Sitzung am 10. Februar 
2021 erstmalig beraten und die Durchführung einer öffentlichen Anhörung beschlossen. Nach Durchführung der 
Anhörung am 22. Februar 2021 hat der Finanzausschuss die Beratung des Gesetzentwurfs in seiner 118. Sitzung 
am 24. Februar 2021 abgeschlossen. 


Der Finanzausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP bei Stimm-
enthaltung der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Annahme des Gesetzentwurfs auf 
Drucksache 19/26544 in geänderter Fassung. 


Die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und SPD betonten, dass schon mit den ersten beiden Corona-Steuer-
hilfegesetzen die Bürgerinnen und Bürger wie auch die Unternehmen massiv entlastet worden seien. Die Entlas-
tung werde mit dem vorliegenden Gesetzentwurf fortgesetzt. Es seien insgesamt drei Maßnahmen vorgesehen. 
Der steuerliche Verlustrücktrag werde erweitert. Der Kinderbonus werde erneut gezahlt. Der Gastronomie werde 
ein ermäßigter Umsatzsteuersatz bis zum 31. Dezember 2022 auf Speisen gewährt. Darüber hinaus solle mit dem 
Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen ein vorläufiger Verlustrücktrag für 2021 bei der Steuerfestsetzung für 
2020 berücksichtigt werden, um vorzeitig Liquidität für die Unternehmen zu schaffen. 


Neben dem Gesetzentwurf seien untergesetzliche Regelungen auf den Weg gebracht worden. So seien die Ab-
schreibungsmöglichkeiten für digitale Wirtschaftsgüter verbessert worden. Zukünftig könnten in Deutschland di-
gitale Wirtschaftsgüter in einer Größenordnung von 11 Milliarden Euro innerhalb eines Jahres abgeschrieben 
werden. Ferner werde derzeit eine Lösung bei der Frage der unentgeltlichen Überlassung von Wirtschaftsgütern, 
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die nicht mehr verkauft werden könnten, auf den Weg gebracht. Wenn die Länder zugestimmt hätten, werde dies 
nicht mehr als umsatzsteuerlicher Eigenverbrauch gelten.  


Hinsichtlich des Änderungsantrags der Fraktion der FDP zur Verlängerung der Steuererklärungsfrist 2020 erklär-
ten die Koalitionsfraktionen, sie hätten diesen Punkt auf der Tagesordnung. Derzeit halte man diese Maßnahme 
aber für nicht erforderlich, weil man zunächst wissen wolle, wie lange die Unternehmen noch mit den Überbrü-
ckungshilfeanträgen beschäftigt seien. Diese Maßnahme könne auch noch zu einem späteren Zeitpunkt beschlos-
sen werden. 


Die Koalitionsfraktionen wiesen darauf hin, dass die Frage der Lohnsummenregelung bei der Erbschaftsteuer im 
Hinblick auf das Kurzarbeitergeld gelöst sei. Hierzu gebe es einen Ländererlass vom Oktober 2020, wonach sich 
das Kurzarbeitergeld nicht negativ auf die Lohnsummenregelung auswirke. Als problematisch erachte man hin-
gegen die Auswirkungen von Kündigungen auf die Lohnsummenregelung. Hier sei man noch in der Prüfung, da 
die verfassungsrechtliche Begründung für die Steuerbefreiung für Betriebsvermögen bei der Erbschaftsteuer nicht 
dadurch konterkariert werden dürfe, dass die Begünstigung auch im Falle von Kündigungen gewährt werde. 


Die Koalitionsfraktionen machten darauf aufmerksam, dass die von der Fraktion der FDP eingebrachten Anträge 
überwiegend steuerpolitische Forderungen behandelten, die nicht unmittelbar im Zusammenhang mit der Bewäl-
tigung der Folgen der Corona-Krise stehen würden. Die Pandemie werde nur zum Anlass genommen, um diese 
Forderungen erneut vorzutragen.  


Die Fraktion der AfD kritisierte, dass die fiskalpolitischen Maßnahmen deutlich hinter den haushaltspolitischen 
Hilfsmaßnahmen zurückbleiben würden. Für sie wäre ein unbeschränkter steuerlicher Verlustrücktrag für drei 
Jahre der „Königsweg“ in dieser Krise. Darüber hinaus müssten die Einschränkungen bei der Verlustverrechnung 
(Verlustvortrag) durch die Mindestbesteuerung bezüglich der Verluste aus den Jahren 2020 und 2021 für drei 
Jahre ausgesetzt und eine vorrangige Verrechnung mit Verlusten dieser Jahre zugelassen werden. Ebenfalls müss-
ten die Zinsschranke sowie die gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen für drei Jahre ausgesetzt werden. Der So-
lidaritätszuschlag müsse mit sofortiger Wirkung aufgehoben werden. 


Im Hinblick auf die Lohnsummenregelung bei der Erbschaftsteuer teile die Fraktion der AfD nicht die von den 
Koalitionsfraktionen geäußerten verfassungsrechtlichen Bedenken. Ihrer Auffassung nach könnte beispielsweise 
der Zeitraum der Lohnsummenregelung so verlängert werden, dass die Pandemie-Jahre 2020 und 2021 unberück-
sichtigt blieben. 


Die Fraktion der FDP hielt den Gesetzentwurf für wenig ambitioniert. Es würden nur kleine Schritte gemacht.  


Für die Fraktion der FDP sei die Liquiditätsversorgung der Unternehmen über die Finanzämter das Mittel der 
ersten Wahl. Es sei unter allen Experten anerkannt, dass eine Ausweitung der steuerlichen Verlustverrechnung 
nicht zu dauerhaften Mindereinnahmen führe, sondern lediglich einen Steuerstundungseffekt bewirke. Die ge-
plante erneute Anhebung der Betragsgrenzen im Rahmen des Verlustrücktrags sei ein richtiger Schritt zur kurz-
fristigen Stärkung der Liquidität der Unternehmen. Allerdings gingen die Vorstellungen der Fraktion der FDP 
hinsichtlich des Betrags und des Zeitraums des Verlustrücktrags weit über die geplanten Maßnahmen hinaus.  


Die Fraktion der FDP begrüße die Gewährung eines erneuten Kinderbonus. Richtig sei auch die Anrechnung auf 
den Kinderfreibetrag, um gezielter die Haushalte mit mittleren und niedrigen Einkommen zu unterstützen. Es sei 
festgestellt worden, dass die finanzielle Unterstützung durch den Kinderbonus zu einer positiven Veränderung im 
Konsumverhalten der Haushalte führe. Im Gegensatz dazu habe die beim Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz ver-
abschiedete temporäre Umsatzsteuerreduzierung nur für zusätzliche Bürokratie und eine Bevorzugung des On-
line-Handels gesorgt. 


Den ermäßigten Umsatzsteuersatz für Speisen trage man ebenfalls mit. Ordnungspolitische Probleme sehe man 
aber darin, dass nur eine von vielen betroffenen Branchen begünstigt werde. Zudem sei die Gastronomie durch 
die Novemberhilfe und die Dezemberhilfe schon einmal bessergestellt worden. Die Gastronomie benötige vor 
allem eine Öffnungsperspektive, da Umsatzsteuerreduzierungen nicht helfen würden, wenn die Umsätze weiter-
hin ausblieben. 


Die Fraktion der FDP kritisierte, dass die geplanten verbesserten Abschreibungsmöglichkeiten bei digitalen Wirt-
schaftsgütern nur untergesetzlich geregelt würden.  


V
orabfassung - w


ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.







Drucksache 19/26970 – 8 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 
 
 
Schließlich verwies die Fraktion der FDP auf die von ihr eingebrachten Änderungs- und Entschließungsanträge, 
insbesondere zum Investitionsabzugsbetrag in § 7g EStG. 


Die Fraktion DIE LINKE. hielt Steuerentlastungen zur Bewältigung der Corona-Krise nicht für die richtige 
Maßnahme. Sie sprach sich stattdessen für direkte Fördermaßnahmen für diejenigen aus, die Hilfe benötigen wür-
den. 


Sie machte darauf aufmerksam, dass der ermäßigte Umsatzsteuersatz für gastronomische Leistungen der langjäh-
rigen Forderung der DEHOGA entspreche. Die Maßnahme habe mit der Corona-Krise nichts zu tun. Auch sei die 
Maßnahme nicht zielführend, da der Gastronomie derzeit die Umsätze fehlen würden. Unverständlich sei zudem, 
dass Kneipen von dieser Regelung nicht profitieren sollen, da die Abgabe von Getränken von der Mehrwertsteu-
erermäßigung ausgenommen sei.  


Die Fraktion DIE LINKE. begrüßte die Anrechnung des Kindergeldbonus auf den Kinderfreibetrag. Der Kinder-
bonus falle aber zu niedrig aus, was auch von den Sachverständigen des Deutschen Gewerkschaftsbundes und der 
Deutschen Steuer-Gewerkschaft in der Anhörung bestätigt worden sei. Die Fraktion DIE LINKE. spreche sich 
für eine deutliche Erhöhung und eine regelmäßige Gewährung des Kinderbonus aus. Darüber hinaus schließe sie 
sich der Forderung des Deutschen Gewerkschaftsbundes an, dass der Kinderbonus möglichst zielgenau dort an-
kommen müsse, wo die Kinder ihren Lebensmittelpunkt hätten, wenn sie nicht mit beiden Eltern im gemeinsamen 
Haushalt lebten. Ebenfalls kritisiere man, dass erwerbstätigen Personen mit einer Duldung nach § 60a und Perso-
nen mit einer Ausbildungsduldung nach § 60b Aufenthaltsgesetz der Anspruch auf Kindergeld verwehrt sei und 
diese somit auch nicht den Kinderbonus erhalten könnten. 


Schließlich kritisierte die Fraktion DIE LINKE. die Ausweitung des steuerlichen Verlustrücktrags als nicht ziel-
genau. Damit werde nur den Unternehmen geholfen, die große Gewinne machen würden, nicht aber den kleinen 
Unternehmen, die in dieser Krise besonders betroffen seien. 


Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betonte, die vorgesehenen Maßnahmen blieben deutlich hinter dem 
zurück, was möglich gewesen wäre, und verwies auf ihren eingebrachten Entschließungsantrag. 


Die Mehrwertsteuersenkung für die Gastronomie stelle eine einseitige Begünstigung dieser Branche dar. Schon 
die breite Mehrwertsteuersenkung, die Herzstück des Konjunkturpakets im letzten Jahr gewesen sei, habe nicht 
die erwünschte Wirkung gezeigt. Zudem würden Mehrwertsteuersenkungen nicht helfen, da die Gastronomie 
derzeit nur im begrenzten Umfang Umsätze mache.  


Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spreche sich für branchenübergreifende Lösungen aus. Direkthilfen 
und steuerliche Verlustrückträge von bis zu vier Jahren würden insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen 
helfen. 


Der einmalige Kinderbonus sei grundsätzlich ein gutes Instrument und komme aufgrund der Anrechnung auf den 
Kinderfreibetrag bei den Familien an, die Hilfe benötigten. Der Kinderbonus falle aber zu niedrig aus. Darüber 
hinaus müsse der Kinderbonus auf unbegleitete Minderjährige und alle Familien in Deutschland, unabhängig vom 
Kindergeldbezug, ausgeweitet werden.  


Schließlich sollten die angekündigten verbesserten Abschreibungsmöglichkeiten für digitale Wirtschaftsgüter 
nicht nur untergesetzlich, sondern gesetzlich geregelt werden.  


 


Vom Ausschuss angenommener Änderungsantrag 


Die vom Ausschuss angenommenen Änderungen am Gesetzentwurf auf Drucksache 19/26544 sind aus der Maß-
gabe in der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses ersichtlich. Die Begründungen der Änderungen finden 
sich in diesem Bericht unter „B. Besonderer Teil“. Die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und SPD brachten 
insgesamt einen Änderungsantrag ein. 


Voten der Fraktionen: 


Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen (Berücksichtigung eines vorläufigen Verlustrücktrags für 2021 bei der 
Steuerfestsetzung für 2020) 
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Zustimmung: CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Ablehnung: - 


Enthaltung: DIE LINKE. 


 


Vom Ausschuss abgelehnte Änderungsanträge 


 


Die Fraktion der FDP brachte zum Gesetzentwurf zwei Änderungsanträge ein. 


 


Änderungsantrag 1 der Fraktion der FDP (Verlängerung der Steuererklärungsfrist) 


Änderung: 


„Einfügen eines neuen Artikel 8 - Änderung der Abgabenordnung 


I. Änderung – Ergänzung eines neuen Artikels 


Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), 
die zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 20. Dezember 2020 (BGBl. I S.3096) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:  


1. In § 36 Absatz 1 wird „hinter die Wörter „an die Stelle des letzten Tags des Monats Februar 2021 der 
31. August 2021 tritt“ folgender Halbsatz eingefügt: „für den Besteuerungszeitraum 2020 ist § 149 Abs. 
3 der Abgabenordnung mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle des letzten Tags des Monats 
Februar 2022 der 31. August 2022 tritt“. 


2. In § 36 Absatz 2 werden hinter „für den Besteuerungszeitraum 2019 am 1. Oktober 2021“ die Wörter 
„und für den Besteuerungszeitraum 2020 am 1. Oktober 2022“ eingefügt. 


3. Es wird ein neuer § 36 Absatz 3 eingefügt: „§ 152 Abs. 2 Nr. 1 der Abgabenordnung in der am ... [ein-
setzen: Tag nach der Verkündung des vor-liegenden Gesetzes] geltenden Fassung ist für den Besteue-
rungszeitraum 2019 und den Besteuerungszeitraum 2020 für die Fälle des § 149 Abs. 3 AO mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass an die Stelle der Zahl 14 die Zahl 20 tritt.“ 


Begründung: 


„Im Zuge der Corona-Pandemie arbeiten die steuerberatenden Berufe mit der Antragvorbereitung und -stellung 
für Kurzarbeitergeld, Überbrückungshilfen und Novemberhilfen am Rande der Belastungsgrenze. In der Folge 
können die Abgabefristen für Steuererklärungen unter Mitwirkung steuerberatender Berufe nicht eingehalten 
werden.  


Die Frist für die Abgabe der Steuererklärungen sollte angesichts der noch Monate andauernden Krise auch für 
den Veranlagungszeitraum 2020 verlängert werden. Eine Fristverlängerung ohne die Verspätungszuschläge aus-
zusetzen, ergibt keinen Sinn. 


Darüber hinaus sind nicht nur die Abgabefristen für gewerbliche Steuererklärungen des § 149 Abs. 3 AO zu 
verlängern, sondern auch die der land- und forstwirtschaftlichen Steuererklärungen des § 149 Abs. 3 AO in Ver-
bindung mit § 149 Abs. 2 Satz 2 AO. Andernfalls würde die Verlängerung ihren Zweck verfehlen.“ 


 


Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: AfD, FDP 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD, DIE LINKE., B90/GR 


Enthaltung:  
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Änderungsantrag 2 der Fraktion der FDP (Lohnsummenregelung im Körperschaftsteuerrecht) 


Änderung: 


„Einfügen eines neuen Artikel 7 - Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 


I. Änderung – Ergänzung eines neuen Artikels 


Das Körperschaftsteuergesetz in der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 8c Absatz 1a Satz 3 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 


die Summe der maßgebenden jährlichen Lohnsummen der Körperschaft innerhalb von fünf Jahren nach 
dem Beteiligungserwerb 400 Prozent der Ausgangslohnsummen nicht unterschreitet, dies ist nicht anzu-
wenden auf die Veranlagungszeiträume 2020 und 2021; § 13a Absatz 1 Satz 3 und 4 und Absatz 4 des 
Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer-gesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 24. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 3018) gilt sinngemäß, aber ist ebenfalls nicht auf die Veranlagungszeiträume 2020 und 2021 
anwendbar.“ 


Begründung: 


„Die Corona-Pandemie und der damit verbundene Lockdown haben Unternehmen im ganzen Land schwer ge-
troffen, Lieferketten eingeschränkt, Produktionen verringert und besonders hohe Umsatzausfälle zur Folge ge-
habt. Die Zahlung von Kurzarbeitergeld hat dazu beigetragen, dass unzählige Menschen ihren Arbeitsplatz in 
dieser Krise behalten konnten und ein weiteres Ansteigen der Arbeitslosigkeit verhindert. 


Allerdings hat die Zahlung von Kurzarbeitergeld oft ein Abfallen der Gesamtlohnsumme nach § 8c Abs. 1a Nr. 2 
KStG zur Folge. Ohne dass die Unternehmen es zu verschulden hätten, entfällt auf diese Weise eine wesentliche 
Steuer-begünstigung, die gerade in Zeiten der Rezession die notwendige Liquidität entziehen kann. 


Die Lohnsummenregelung des § 8c Abs. 1a Nr. 2 KStG definiert, dass eine Erhaltung der wesentlichen Betriebs-
strukturen nur dann gegeben ist, wenn die „Summe der maßgebenden jährlichen Lohnsummen der Körperschaft 
innerhalb von fünf Jahren nach Beteiligungserwerb 400% der Ausgangslohnsumme nicht unterschreitet“.  


In Zeiten der tiefen, durch Corona hervorgerufenen Rezession ist dies nicht zweckmäßig. Aus diesem Grund sollte 
die Lohnsummenregelung temporär aus-gesetzt und den besonderen wirtschaftlichen Gegebenheiten angepasst 
werden.“ 


 


Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: AfD, FDP 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD, DIE LINKE. 


Enthaltung: B90/GR 


 


Vom Ausschuss abgelehnte Entschließungsanträge 


 


Die Fraktion der AfD brachte einen Entschließungsantrag zum Gesetzentwurf ein. 


 


Entschließungsantrag der Fraktion der AfD (Wirksame Steuermaßnahmen für die bedrohte Wirtschaft) 


 


„Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf einzubringen, der 


1. im Bereich der Umsatzsteuer und zeitlich begrenzt eine erleichterte Umstellung von der Sollbesteuerung 
auf die Ist-Besteuerung entsprechend § 20 UStG zu ermöglichen und eine Erhöhung der Umsatzgrenzen 
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auf 1 Mio. Euro vorzusehen, sowie die Kleinunternehmergrenze nach § 19 UStG großzügig anzuheben, 
bei der Verlängerung der Umsatzsteuerabsenkung für gastronomische Betriebe bis Ende 2022 neben dem 
Speisenverkauf auch die Abgabe von Getränken einzubeziehen, 


2. im Bereich der Gewinnsteuern  


a. einen unbeschränkten Verlustrücktrag für drei Jahre bei der Einkommensteuer, der Körper-
schaftsteuer und der Gewerbeertragsteuer im Sinne von § 10 d EStG für Verluste des Jahres 
2020 und 2021 zu ermöglichen, sowie eine entsprechende Anpassung der Vorauszahlungen nach 
§ 110 EStG und des vorläufigen Verlustrücktrag nach § 111 EStG für 2020 und 2021 bezogen 
auf  die Veranlagungszeiträume 2017, 2018 und 2019 vorzunehmen, 


b. die Einschränkungen der Verlustverrechnung (Verlustvortrag) nach § 10 d Abs. 2 EStG bezüg-
lich der Verluste aus den Jahren 2020 und 2021 für 3 Jahre auszusetzen (Mindestbesteuerung) 
und eine vorrangige Verrechnung mit Verlusten dieser Jahre zuzulassen, 


c. die Zinsschranke nach § 4 h EStG bzw. § 8 Abs. 1 KStG für 3 Jahre auszusetzen, 


d. die gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen, beispielsweise von Teilen der Mieten, Pachten, Li-
zenzen, Zinsen nach § 8 GewStG für 3 Jahre auszusetzen; 


3. die gesetzlich vorgeschriebenen Zinsen im Steuerrecht nach § 238 AO an den jeweils geltenden Basis-
zinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches zuzüglich eines Aufschlags von 3 Prozentpunkten 
p.a. für die Nachzahlungszinsen nach §233a AO, die Stundungszinsen nach § 234 AO, die Verzinsung 
von hinterzogenen Steuern § 235 AO, die Prozesszinsen auf Erstattungsbeträge nach § 236 AO und  die 
Zinsen bei Aussetzung der Vollziehung nach § 237 AO anzugleichen und damit bis auf weiteres abzusen-
ken; 


4. das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 (SoLZG 1995) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Okto-
ber 2002 (BGBl. I S. 4130), zuletzt geändert durch Art. 10 und 11 Gesetz zur Umsetzung der Änderung 
der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und -verlagerungen 
vom 20.12.2016 (BGBl. I S. 3000) mit sofortiger Wirkung aufzuheben.“ 


Begründung: 


„Das steuerliche Maßnahmenbündel der Bundesregierung ist nicht zielgerichtet und in seiner Wirkung bei Wei-
tem nicht ausreichend, die ruinösen Folgen für die Unternehmen und Selbständigen durch die wirtschaftlichen 
Einschränkungen einzudämmen.  


Demgegenüber sind die in diesem Antrag vorgeschlagenen Maßnahmen hervorragend geeignet, mit bereits be-
stehenden Verwaltungsprozessen auf Seiten der Finanzverwaltung und den etablierten gesetzlichen Bestimmun-
gen des Steuerrechts den Unternehmen und Selbständigen zu helfen, ohne dabei die Bürokratie überzustrapazie-
ren oder gar neue Verwaltungsprozesse zu installieren.  


Über einen gewissen Zeitraum werden die Einnahmenausfälle des Fiskus durch spätere entsprechend erhöhte 
Steuereinnahmen kompensiert. Damit sind aus fiskalischer Sicht die Folgen, beispielweise durch den erleichterten 
steuerlichen Verlustrücktrag oder die Aussetzung der Mindeststeuer, sogar aufkommensneutral. Trotzdem ist die 
Wirkung für die Steuerzahler enorm, da in der Krisenzeit zusätzlich Liquidität geschaffen werden kann, ohne dass 
Kredite aufgenommen und Zinsen gezahlt werden müssen. Die Schuldenlast muss möglichst für jeden Schuldner 
tragfähig sein und darf den Weg aus der Krise nicht durch eine Überschuldung belasten. Zudem führt eine dau-
erhafte Finanzierung der Wirtschaft durch den Staat zu Fehlallokation von Kapital und hemmt damit die Innova-
tionskraft und Entwicklungsmöglichkeiten.  


Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind daher ein wichtiger Schritt in diese Richtung. Sie müssen daher auch 
unverzüglich umgesetzt werden.  


Es war nicht ausreichend, den Solidaritätszuschlag ab dem Jahr 2021 zwar für einen Teil der Steuerzahler zu 
streichen mit einer partiellen Entlastungswirkung, während eine Minderheit der Steuerzahler ihn weiterbezahlen 
muss und damit die Hälfte des bisherigen Aufkommens statt zur Finanzierung des Aufbaus Ost dem Bund als 
alleinigem Steuergläubiger als freie Verfügungsmasse zufließt. Der Solidaritätspakt II zugunsten der ostdeutschen 
Länder endete am 31.12.2019, womit auch die Grundlage zur Erhebung für alle Steuerzahler entfallen ist. Die 
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unverzügliche Abschaffung des Solidaritätszuschlags für alle Steuerzahler kann zudem ebenfalls helfen, die fi-
nanziellen Belastungen aufgrund der Corona-Krise zu mindern und damit staatliche Hilfeleistungen zu vermei-
den. 


Das hier vorgeschlagene Paket fiskalischer Maßnahmen ist aus Gerechtigkeitsgründen dringend geboten, stellt 
für die Unternehmen eine hoch effektive und für die Verwaltung und die Unternehmen effizient zu administrie-
rende Hilfe dar und schont den staatlichen Mitteleinsatz durch die Steuerstundungseffekte, die es beinhaltet.“ 


 


Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: AfD 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD, FDP, DIE LINKE., B90/GR 


Enthaltung: - 


 


Die Fraktion der FDP brachte acht Entschließungsanträge zum Gesetzentwurf ein. 


 


Entschließungsantrag 1 der Fraktion der FDP (Vorsteuerabzug Kurortgemeinden) 


 


„In die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 19/26544 ist folgende Ausschlussentschließung aufzunehmen: 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die Anwendung des BMF-Schreibens bezüglich des Vorsteuer-
abzuges einer Kurortgemeinde aus den Kosten für die Errichtung und Unterhaltung öffentlicher Kureinrichtun-
gen ana-log zu den im Rahmen des Dritten Corona-Steuerhilfegesetzes vorgesehenen umsatzsteuerrechtlichen 
Maßnahmen auf einen Zeitpunkt nach der aktuellen Pandemiesituation zu verschieben.“ 


Begründung: 


„Mit Urteil vom 3. August 2017, V R 62/16, BStBl II 2021 S. XXX = SIS 17 21 50, entschied der Bundesfinanzhof 
(BFH), dass eine Stadt, die ihren Markt-platz sowohl für wirtschaftliche als auch für hoheitliche Zwecke verwen-
det, diesen nicht in vollem Umfang ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit zuordnen kann, weswegen sie lediglich anteilig 
zum Vorsteuerabzug berechtigt sei. Infolgedessen veröffentlichte das Bundesfinanzministerium (BMF) am 18. 
Januar 2021 ein BMF-Schreiben, mit dem es den Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) dahingehend än-
derte, dass bei Mitbenutzung von Kurparkanlagen, die eine Gemeinde unternehmerisch nutzt, durch Personen, 
die nicht Kurgäste sind, gegebenenfalls kein Vorsteuerabzug möglich ist. Halten Gemeinden als Teil der öffent-
lich-rechtlichen Kureinrichtungen beziehungsweise des Fremdenverkehrs Einrichtungen vor, die gemäß den lan-
desrechtlichen Regelungen durch öffentlich-rechtliche Widmung als dem Gemeingebrauch zugänglich anzusehen 
oder einer solchen Widmung zuzuführen sind, können sie fortan keine Vorsteuern aus Herstellung und Unterhalt 
ebendieser Einrichtungen geltend machen (GZ: III C 2 - S 7300/19/10002 :002 | DOK: 2021/0025276). Daraus 
folgend werden den betroffenen Kurortgemeinden schlussendlich regelmäßig erhebliche Mindereinnahmen ent-
stehen. Gleichzeitig resultieren aus den pandemiebedingten Einschränkungen auch spürbare Auswirkungen auf 
die Haushalte der Kurort-gemeinden. Damit kommt der Erlass des BMF zur Unzeit und konterkariert die Versu-
che der Bundesregierung, die Kommunen finanziell zu unterstützen. Gleichzeitig plant sie im Rahmen des Dritten 
Corona-Steuerhilfegesetzes bereits umsatzsteuerrechtliche Konjunkturmaßnahmen zur Unterstützung der Gast-
ronomie bis zum 31. Dezember 2022. Kurorte sind Kommunen, die von Hotellerie, Gastronomie und Tourismus 
in besonderem Maße abhängen. Daher ist es sinnvoll, auch die kommunalen Strukturen parallel zur Gastronomie 
von zusätzlichen Belastungen mit gleichlaufender Befristung freizuhalten. Durch eine zeitweise Fortführung der 
vorhergehend geltenden Regelungen beziehungsweise zeitweise Aussetzung des BMF-Schreibens vom 18. Januar 
sollte die Bundesregierung die Anwendung der steuersystematisch nachvollziehbaren Neuregelung auf den Zeit-
raum nach Abklingen der Akutfolgen der aktuellen Pandemiesituation verschieben.“ 
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Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: FDP, B90/GR 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD, AfD, DIE LINKE. 


Enthaltung: - 


 


Entschließungsantrag 2 der Fraktion der FDP (Vorsteuerabzug Stromsteuer) 


 


„In die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 19/26544 ist folgende Ausschlussentschließung aufzunehmen: 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf,  


1. Die Stromsteuer zum nächstmöglichen Zeitpunkt auf das europäische Mindestmaß abzusenken;  


2. sich auf europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass die Stromsteuer zeitnah gänzlich abgeschafft werden 
kann;  


3. einen marktwirtschaftlichen Preis auf CO2 in allen Sektoren als zentrales Steuerungsinstrument für einen 
wirksamen Klimaschutz einzuführen.“ 


Begründung: 


„Die Stromsteuer (StromSt) wurde 1999 eingeführt und ist eine sogenannten "Ökosteuer", die darauf abzielt, 
Anreize zur Einsparung von Strom und zur Produktion energiesparender sowie ressourcenschonender Produkte 
zu setzen. Seitdem wurden die Bürger in den vergangenen Jahrzehnten mit einem signifikanten Anstieg der Strom-
preise konfrontiert, wobei Steuern, Abgaben und Umlagen mittlerweile für über die Hälfte dieser Kosten verant-
wortlich sind. Hieraus resultieren enorme finanzielle Belastungen, die aufgrund des existenznot-wendigen Cha-
rakters des Stroms auch zur sozialen Frage werden. Das gilt in besonderem Maße während der aktuellen Pande-
miebedingungen, infolge derer viele Haushalte mit einem empfindlichen Rückgang des eigenen Einkommens kon-
frontiert werden. Darüber hinaus verhindern die hohen Strompreise dringend benötigte Fortschritte bei Techno-
logien und Verfahren wie der Sektoren-kopplung. Gleichzeitig bewirken Stromeinsparungen durch hohe Strom-
preise unter den Bedingungen des europäischen Emissionshandels keine Treibhausgasminderungen, weshalb die 
StromSt ihrem ursprünglichen Zweck einer öko-logische Lenkungswirkung nicht genügen kann.  


Statt einer bunten Mischung aus Abgaben und Steuern muss künftig vielmehr auf ein nachhaltiges Vorgehen mit 
einer adäquaten Bepreisung des CO2-Ausstoßes abgezielt werden. Der Europäische Emissionshandel (EU-ETS) 
hat sich diesbezüglich bereits als leistungsfähiges Instrument erwiesen und sollte daher ausgeweitet werden. So-
lange sie auf nationaler Ebene nicht gänzlich abgeschafft werden kann, muss die Stromsteuer dagegen auf den 
europarechtlich vorgeschriebenen Mindestsatz abgesenkt werden, um die Bürger hierdurch bereits kurzfristig zu 
entlasten. Langfristig sollte sie gänzlich abgeschafft werden. Zur Gegenfinanzierung sollen die steigenden Ein-
nahmen, die mit der Ausweitung des EU-ETS auf weitere Sektoren einhergehen, eingesetzt werden.“ 


Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: FDP 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD, DIE LINKE., B90/GR 


Enthaltung: AfD 
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Entschließungsantrag 3 der Fraktion der FDP (Umsatzsteuer) 


 


„In die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 19/26544 ist folgende Ausschlussentschließung aufzunehmen: 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf,  


1. schnellstmöglich ein mit dem Sistema di Interscambio vergleichbares elektronisches Meldesystem bun-
desweit einheitlich einzuführen, dass für die Er-stellung, Prüfung und Weiterleitung von Rechnungen 
verwendet werden kann; 


2. die Einführung einer europaweit einheitlichen IT-basierten Zollabwicklung voranzutreiben und die tech-
nischen Voraussetzungen für eine Digitalisierung des Zollwesens zu schaffen, sodass u.a. die Daten des 
Zolls bezüglich Einfuhrumsatzsteuer und weiterer Eingangsabgaben den Finanzbehörden digital zur 
Verfügung gestellt werden können; 


3. sich auf europäischer Ebene für eine Ermächtigung zur Einführung einer verpflichtenden elektronischen 
Rechnung durch die Europäische Kommission und in Deutschland für die Einführung eines E-Rech-
nungs- und Clearance-Verfahrens nach italienischem Vorbild einzusetzen; 


4. umgehend das nationale TNA-Tool im Kampf gegen den Umsatzsteuerbetrug in der Bundesrepublik ein-
satzfähig zu machen.“ 


Begründung: 


„Laut einem kürzlich veröffentlichten Bericht verzeichnete die Bundesrepublik mit einer Umsatzsteuerlücke i.H.v. 
rund 22 Mrd. EUR EU-weit die zahlenmäßig drittgrößte Umsatzsteuerlücke. Aktuell zeichnet sich sogar ein Trend 
ab, wonach diese Differenz zwischen erwarteten und tatsächlich eingezogenen Ein-nahmen Deutschlands wäh-
rend der Corona-Pandemie noch zugenommen hat. Die Umsatzsteuer gehört zu den wichtigsten Einnahmequellen 
des deutschen Fiskus und spielt somit eine zentrale Rolle bei der Bewältigung finanzieller Herausforderungen 
infolge der pandemiebedingten Rezession. Verluste durch Umsatzsteuerbetrug gilt es daher schnellstmöglich ein-
zuschränken, um somit eine unnötige Belastung der Bürger an anderer Stelle zu verhindern. 


Bereits im Rahmen seines Berichtes über Maßnahmen zur Verbesserung der Umsatzsteuerbetrugsbekämpfung 
wurde durch den Bundesrechnungshof unter anderem auf das große Potential sogenannter Clearance-Verfahren 
verwiesen. Hierbei werden E-Rechnungen über ein System der Finanzverwaltung nach automatisierter Rech-
nungsprüfung erstellt und dem Leistungsempfänger zugestellt – eine direkte wirksame Rechnungsstellung durch 
Unternehmer an Leistungsempfänger wäre dann nur noch auf diese Weise möglich. Erfahrungen der Italienischen 
Republik verdeutlichen die Chancen dieser Herangehensweise. Dort wurde ein solches System grundsätzlich ver-
pflichtend bereits 2019 eingeführt und infolgedessen schon in den ersten Monaten nach der Einführung eine spür-
bare Reduzierung der Umsatzsteuerlücke festgestellt. 


Aus Sicht der Antragsteller könnte auch die Bundesrepublik von der Einführung einer obligatorischen Rechnungs-
stellung inklusive Übermittlung durch ein System nach Vorbild des Sistema di Interscambio stark profitieren. 
Betrugsversuche würden deutlich erschwert, den Steuerpflichtigen wäre eine medienbruch-freiere Verarbeitung 
von Kundenaufträgen möglich und darüber hinaus könnte es als Baustein einer Ausweitung der Versteuerung 
nach vereinnahmten Entgelten fungieren. Um unbillige Härte insbesondere bei Unternehmern mit geringen Um-
sätzen zu vermeiden, müssten Ausnahmen für Kleinunternehmer geschaffen werden. Darüber hinaus wäre konkret 
zu prüfen, ob gegenwärtig bereits von der Rechnungsstellungspflicht ausgenommene Unternehmen auch bei einer 
elektro-nischen Rechnungsstellungspflicht ausgenommen werden müssten.“ 


 


Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: FDP, B90/GR 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD, AfD 
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Enthaltung: DIE LINKE. 


 


Entschließungsantrag 4 der Fraktion der FDP (Steuerliche Rahmenbedingungen für kleine und mittlere 
Unternehmen verbessern) 


 


„In die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 19/26544 ist folgende Ausschlussentschließung aufzunehmen: 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf einzubringen, der 


1. eine Erweiterung des Investitionsabzugsbetrages nach § 7g des Einkommensteuergesetzes auf „digitale 
Innovationsgüter“ bzw. Wirtschaftsgüter, die der digitalen Transformation dienen, vorsieht, um die Li-
quiditätsversorgung und Eigenkapitalbildung kleiner und mittlerer Unternehmen zu stärken; 


2. den Investitionszeitraum, innerhalb dessen die Anschaffung oder Herstellung der Wirtschaftsgüter i.S. 
des § 7g EStG erfolgen muss, auf 5 Jahre verlängert.“ 


Begründung: 


„Die Digitalisierung von Geschäftsmodellen bzw. Wertschöpfungsketten in den Unternehmen ist ein entscheiden-
der Prozess, von dem die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft in zunehmendem Ausmaß abhängt. Wäh-
rend für die großen Konzerne die digitale Transformation ihrer Geschäftsprozesse bereits zum Alltag gehört, 
bündelt der deutsche Mittelstand gerade seine Kräfte, um diese überlebenswichtige Fortschrittsentwicklung und 
deren Potentiale nutzbar zu machen. Durch die Digitalisierung von Arbeitsprozessen erhöht sich zudem die 
Transparenz von Wertschöpfungsketten. Unternehmen können so einfacher einen Aufbau von Wertschöpfungs-
partnerschaften durch Netzwerke organisieren oder Kundenbedürfnisse noch stärker in den Wertschöpfungspro-
zess einbeziehen. 


Gerade im Zuge der Krise darf es nicht zu einer Verhinderung zukunftsfähiger Investitionen kommen, die für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland von starker und steigender Bedeutung sind. § 7g EStG bietet kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen innerhalb der dort genannten Größenkriterien die Möglichkeit, für zukünftige Investi-
tionen in zu benennende bewegliche Wirtschaftsgüter durch den Abzug eines Investitionsabzugsbetrages eine 
steuerliche Gewinnreduzierung vorzunehmen. Der Ausgleich dieser Gewinnreduzierung erfolgt dann im Jahr der 
Investition. 


Die Antragssteller vertreten die Auffassung, dass die Möglichkeit zur Inanspruchnahme der Regelung angesichts 
des zum Teil großen Investitionsbedarfs in die digitale Transformation auch für Investitionen in immaterielle 
Vermögensgegenstände erweitert werden sollte. Darüber hinaus sollte der Investitions-zeitraum, innerhalb des-
sen die Investitionen i.S.v. § 7g EStG zu erfolgen haben nochmals erweitert werden. Angesichts der Verlängerung 
der Corona-bedingten wirtschaftlichen Krise halten die Antragsteller dies für konsequent und vertretbar.“ 


 


Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: AfD, FDP 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD 


Enthaltung: DIE LINKE., B90/GR 


 


Entschließungsantrag 5 der Fraktion der FDP (Reform der Lohnsummenregelung bei der Erbschaftsteuer) 


 


„In die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 19/26544 ist folgende Ausschlussentschließung aufzunehmen: 
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Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf einzubringen, der 


1. die Lohnsummenregelung nach 13a Absatz 3 und 10 ErbStG für die Jahre 2020 und 2021 ohne Verlän-
gerung der Lohnsummenfrist auszusetzen, 


2. die Einhaltung der 90-Prozent-Prüfung des Verwaltungsvermögens nach § 13b Absatz 2 Satz 2 ErbStG 
vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie auf die Unternehmen für die Jahre 2020 und 2021 auszu-
setzen.“ 


Begründung: 


„Mit den Corona-Steuerhilfegesetzen I und II wurden verschiedene Gesetze und Regelungen angepasst, mit denen 
die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise abgeschwächt werden sollten. Aus Sicht der Antragsteller wurden 
jedoch bisher einige Folgen der Corona-Pandemie nicht berücksichtigt, die unmittelbare Auswirkungen auf die 
Festsetzung der Erbschaft- und Schenkungsteuer mit sich bringen und darüber hinaus drohen, die ursprüngliche 
Absicht des Gesetzgebers zu konterkarieren. 


Denn die Übergabe eines Unternehmens an die nachfolgende Generation wird bislang dann steuerlich begünstigt, 
wenn bei der Unternehmensnachfolge Arbeitsplätze gesichert, die Stabilität des Unternehmens gewährleistet und 
somit der Wirtschaftsstandort Deutschland als Ganzes gestärkt wird. Es ist unstrittig, dass viele Unternehmen 
infolge der Corona-Pandemie unverschuldet in eine wirtschaftliche Notlage geraten sind und deshalb z. B. auf 
das Instrument der Kurzarbeit zurückgreifen müssen. In der Folge unterschreiten Betriebe die sogenannte Min-
destlohnsumme, was dazu führt, dass die steuerliche Verschonung von Betriebsvermögen im Erb- oder Schen-
kungsfallnach nach § 13a und b des Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) rückgängig gemacht wird. 


Dies kann dazu führen, dass zentrale Bedingungen für mitunter seit Jahren vor-bereitete steuerbegünstigte Un-
ternehmensnachfolgen nicht mehr erfüllt werden können. Die gesetzgeberische Absicht dieser staatlichen Förde-
rung, nämlich einem Scheitern von Unternehmensnachfolgen oder Zwangsveräußerungen und -schließungen von 
Betriebsteilen und einem damit einhergehenden Verlust von Arbeitsplätzen entgegenzuwirken, wird damit unter-
laufen. 


Nach Ansicht der Antragsteller müssen deshalb Anpassungen – etwa bei der Mindestlohnsumme nach § 13a Ab-
satz 3 und 10 ErbStG, bei der 90-Prozent-Prüfung des Verwaltungsvermögens nach § 13b Absatz 2 Satz 2 ErbStG 
oder bei der Berücksichtigung einzelner Positionen bei der Ermittlung des Verwaltungsvermögens, etwa von For-
derungen aus Lieferungen und Leistungen angestoßen werden. Schließlich ist beispielsweise nicht auszuschlie-
ßen, dass sich bei Unternehmen das – für eine begünstigende Übertragung schädliche – Verwaltungsvermögen 
allein deshalb erhöht, weil die Tatsache, dass weltweit Kundinnen und Kunden von der Pandemie betroffen sind, 
eine Anpassung der Zahlungsziele erfordert (Hierzu auch: DStR 2020, 853). Vor diesem Hintergrund ist es zwin-
gend erforderlich Maßnahmen zu ergreifen, die einer möglichen Schlechterstellung entgegenwirken. 


Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einer existenziellen Krise. Kommt es aufgrund von einer Erbschaft oder 
einer altersbedingten Schenkung zu einer Übertragung eines familiengeführte Unternehmen, dann können steu-
erschonen-de Vorgaben von den Unternehmen krisenbedingt nicht eingehalten werden. Aus dieser unfreiwilligen 
Nicht-Einhaltung der steuerrechtlichen Vorgaben ergibt sich eine nachträgliche Steuerfestsetzung, die den An-
tragstellern in einer durch den Steuerpflichtigen unbeeinflussbaren, gesamtwirtschaftlichen Extrem-situation wie 
der andauernden Corona-Pandemie nicht sachgerecht erscheint.“ 


 


Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: AfD, FDP 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD, DIE LINKE. 


Enthaltung: B90/GR 
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Entschließungsantrag 6 der Fraktion der FDP (Maßnahmen zur wirtschaftlichen Bewältigung der Corona-
Krise) 


 


„In die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 19/26544 ist folgende Ausschlussentschließung aufzunehmen: 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf einzubringen, der 


1. die steuerliche Verlustverrechnung zeitlich auf mindestens die drei unmittelbar vorangegangenen Ver-
anlagungszeiträume ausweitet; 


2. die steuerliche Verlustverrechnung auf einen Betrag von 30 Mio. EUR bei Einzelveranlagung und 60 
Mio. EUR bei Zusammenveranlagung ausweitet;  


3. die Nutzung steuerlicher Verluste temporär verbessert und ausweitet, indem die Mindestbesteuerung 
nach § 10d EStG und §§ 8 Abs. 1 Satz 1 KStG  i.V.m. 10d EStG für die Jahre 2022 und 2023 ausgesetzt 
und die Deckelung auf 60% in § 10d Abs. 2 Satz 1 EStG gestrichen wird.“ 


Begründung: 


„Die Corona-Krise macht ein sofortiges Handeln zur Sicherung der Liquidität nicht nur durch Kredite, sondern 
auch durch steuerliche Maßnahmen erforderlich. Die Maßnahmen der Bundesregierung (BMF-Schreiben und 
Corona-Steuerhilfegesetz I und II) gehen zwar in eine richtige Richtung, reichen aber bei weitem nicht aus, um 
die angeschlagene Wirtschaft effizient zu stützen.  


Ein befristetes Ausweiten der Verlustverrechnungsmöglichkeiten für Personen- und Kapitalgesellschaften bietet 
Hilfe zur Selbsthilfe, ohne dass Unternehmen Darlehen aufnehmen oder bestehende Kredite ausweiten müssen. 
Vielmehr ist es den Unternehmen durch ein Aus-weiten der Höhe der Verlustverrechnung als auch der zeitlichen 
Verlustrückträge möglich, ihre Liquidität zu erhalten und Gewinne für ein Überleben in der Krise und einen 
Neustart nach der Krise zu nutzen.   


Durch die Anpassung der Höhe des Verlustverrechnungsvolumens und der zeitlichen Erweiterung kann erreicht 
werden, dass Unternehmen die erhöhten krisenbedingten Verluste mit Gewinnen aus den Vorjahren steuerlich 
verrechnen können. Über die dann zu erwarten-den Steuererstattungen wird den Unternehmen eine zusätzliche 
Liquidität verschafft, die zur Überwindung der Krise dringend notwendig ist. Aus diesem Grund ist auch die 
Mindestbesteuerung vorübergehend auszusetzen/anzupassen, damit die Liquidität von Gründern, die nach An-
laufjahren steuerliche Verluste erzielen, nicht zu stark eingeschränkt wird.  


Die Deckelung des Verlustvortrages auf 60% führt dazu, dass solche Unternehmen, die per Saldo keinen Gewinn 
erwirtschaftet haben, dennoch mit Ertragsteuern belastet werden. So entzieht der Staat den Unternehmen die 
gerade in heutigen Zeiten so dringend benötigte Liquidität.“ 


 


Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: AfD, FDP 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD, DIE LINKE., B90/GR 


Enthaltung: - 


 


Entschließungsantrag 7 der Fraktion der FDP (COVID-19-Impfstoffe von der Umsatzsteuer befreien) 


 


„In die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 19/26544 ist folgende Ausschlussentschließung aufzunehmen: 
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Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf einzubringen, der 


1. die von den EU-Mitgliedstaaten geschaffene Möglichkeit der Steuerbefreiung mit Recht auf Vorsteuer-
abzug für die Lieferung von COVID-19-In-vitro-Diagnostika und für die Erbringung von Dienstleistun-
gen, die eng mit diesen Diagnostika zusammenhängen, zu nutzen und für alle erlaubten Fälle auszu-
schöpfen.“ 


Begründung: 


„Mit dem Ziel, die Kosten der Corona-Pandemie zu reduzieren und einen schnellen Zugang zu medizinischem 
Behandlungsbedarf zu gewährleisten, haben die EU-Mitgliedstaaten Anpassungen der Mehrwertsteuer-System-
richtlinie beschlossen, die es ermöglichen, die Kosten zur Bekämpfung der Auswirkungen des COVID-19-Aus-
bruchs maßgeblich zu senken. Bereits seit dem 11. Dezember 2020 besteht die Möglichkeit, dass sowohl die Lie-
ferung von COVID-19-In-vitro-Diagnostika als auch die Erbringung von Dienstleistungen, die eng mit diesen 
Diagnostika zusammenhängen, entweder unter einen ermäßigten Steuer-satz fallen können oder gänzlich von der 
Umsatzsteuer befreit werden (siehe hierzu: Richtlinie (EU) 2020/2020 des Rates vom 7. Dezember 2020 zur Än-
derung der Richtlinie 2006/112/EG in Bezug auf zeitlich befristete Maßnahmen im Zusammenhang mit der Mehr-
wertsteuer für COVID-19-Impfstoffe und -In-vitro-Diagnostika als Reaktion auf die COVID-19-Pandemie). Die 
Möglichkeit der Umsatzsteuerbefreiung ist bis zum 31. Dezember 2022 befristet. Sie besteht für alle Impfstoffe, 
Schnelltests und Dienstleistungen, die zur Bekämpfung der Corona-Pandemie eingesetzt werden und den Rechts-
vorschriften der Europäischen Union entsprechen. 


Der Bund, der die Beschaffung der Impfstoffe übernimmt und diese an die Länder verteilt, stellt rund 8,8 Milliar-
den Euro zur Verfügung, um insgesamt 635,1 Millionen Dosen Impfstoff der Hersteller Biontech/Pfizer, Moderna 
und Astra-Zeneca einzukaufen. Wird die Möglichkeit der temporären Umsatzsteuer-befreiung nicht genutzt, fallen 
je Impfdosis 19 Prozent Umsatzsteuer an; Gleiches gilt für alle anderen Medizinprodukte und Dienstleistungen, 
die zur Bewältigung der Corona-Pandemie eingesetzt werden. 


Nach Ansicht der Antragsteller würden neben dem Bund insbesondere auch die Pflegeversicherungen davon pro-
fitieren, wenn sie die Möglichkeit der genannten Steuerfreiheit ausschöpften. So würden sich etwa die Kosten für 
Corona-Schnelltests, die die Pflegeversicherungen in Pflegeheimen und bei Pflegediensten gemäß § 11 der 
Coronavirus-Testverordnung anteilig übernehmen, erheblich reduzieren. Ähnliche Entlastungen sind für Kran-
kenkassen zu erwarten sowie für Dienstleister, die etwa gewährleisten, dass die Kühlketten für Arzneimittel wie 
zum Beispiel Impfstoffe aufrechterhalten werden. 


Nach Ansicht der Antragsteller sollte die Möglichkeit der temporären Umsatzsteuerbefreiung für alle möglichen 
Fälle eingesetzt werden, um sicherzustellen, dass die Pandemie unbürokratisch, zeitnah und kosteneffizient be-
kämpft wird.“ 


 


Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: FDP 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD, DIE LINKE. 


Enthaltung: AfD, B90/GR 


 


Entschließungsantrag 8 der Fraktion der FDP (Steuererleichterung für Eltern in der Corona-Krise) 


 


„In die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 19/26544 ist folgende Ausschlussentschließung aufzunehmen: 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf einzubringen, der 


V
orabfassung - w


ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.







Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 19 – Drucksache 19/26970 
 
 
1. 32 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a) EStG sowie für Bezieher von Krankengeld bei Erkrankung des 


Kindes nach § 45 SGB V für den steuerlichen Veranlagungszeitraum 2021 auszusetzen, und 


2. die Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung bei Bezug von Einkünften aus Lohnersatzleistungen nach § 
32b (1) Nr. 1a EStG sowie für Bezieher von Krankengeld bei Erkrankung des Kindes nach § 45 SGB V 
für den steuerlichen Veranlagungszeitraum 2021 auszusetzen.“ 


Begründung: 


„Insbesondere Familien werden in Folge der Corona-Krise vor enorme organisatorische Herausforderungen ge-
stellt. Arbeitnehmer können nur für einen begrenzten Zeitraum von der Arbeit fernbleiben, wenn eine Betreuung 
der Kinder nicht anders zu gewährleisten ist. Durch die andauernde Schließung von Schulen und Kindertages-
stätten müssen zahlreiche Eltern auf das Kinderkrankengeld nach § 45 SGB V zurückgreifen. Diese Lohnersatz-
leistung der gesetzlichen Krankenversicherung kommt zum Tragen, wenn arbeitnehmende Eltern zur Beaufsich-
tigung, Betreuung oder Pflege ihres Kindes der Arbeit fernbleiben.  


Lohnersatzleistungen zu denen neben dem Kinderkrankengeld auch andere Unterstützungsmaßnahmen wie das 
Kurzarbeitergeld, das Insolvenzgeld, das Krankengeld oder Entschädigungen für Verdienstausfall nach dem In-
fektionsschutz-gesetz gehören, sind nach dem Willen des Gesetzgebers steuerfrei (vgl. § 3 Nr. 2 EStG). Aufgrund 
des sogenannten Progressionsvorbehalts nach § 32b EStG kann der Einsatz dieser Leistungen jedoch dazu führen, 
dass die übrigen steuerpflichtigen Einkünfte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die diese z. B. vor oder 
nach dem Einsatz von Kurzarbeit erhalten, höher besteuert werden als dies ohne den Einsatz von Lohnersatzleis-
tungen der Fall wäre. 


Um zu gewährleisten, dass eine eventuell höhere Besteuerung der Einkünfte von der Finanzverwaltung berück-
sichtigt wird, besteht die Pflicht der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, bei denen steuerpflichtige Lohner-
satzleistungen zum Einsatz kommen, im folgenden Jahr eine Steuererklärung bei der Finanzverwaltung einzu-
reichen, sobald die Lohnersatzleistungen zusammen € 410,-- pro Veranlagungszeitraum übersteigen, § 46 Abs. 1 
Nr. 2 EStG. 


Die Antragsteller sind der Auffassung, dass für das Kinderkrankengeld und für andere Lohnersatzleistungen von 
Arbeitnehmerinnen und –nehmern, die aus der Corona-Krise begründet sind, der sogenannte Progressionsvor-
behalt und die damit einhergehende Abgabepflicht einer Steuererklärung entfallen sollte. Nach Ansicht der An-
tragsteller droht die enorm hohe Anzahl von zusätzlich anzugebenden Steuererklärungen, insbesondere wegen 
des Kurzarbeitergeldes, die Finanzverwaltung zu überfordern. Darüber hinaus rechnen die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer nicht mit Nachzahlungen, was unter Umständen auch noch einen erhöhten Aufwand bei der 
Realisierung der Steuerforderungen nach sich zieht. Das Verhältnis zwischen Aufwand und Ertrag scheint den 
Antragstellern sehr fraglich, auch unter Berücksichtigung der psychologischen Wirkungen im Anschluss an die 
Krise, bei der viele Bezieher von Kinderkrankengeld, Kurzarbeit und anderen Lohnersatzleistungen ggf. von der 
Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung überrascht sein werden und angesichts der Corona-bedingten Notsitu-
ation wenig Verständnis für die Abgabepflicht aufbringen könnten.“ 


 


Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: AfD, FDP, DIE LINKE. 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD, B90/GR 


Enthaltung: - 


 


 


Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN brachte einen Entschließungsantrag zum Gesetzentwurf ein. 
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Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Gezielte und schnelle Unterstützung für 
alle Unternehmen und Familien ermöglichen) 


 


„In die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
19/26544 ist folgende Ausschlussentschließung aufzunehmen: 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 


Die Corona-Krise ist noch nicht vorbei. Auch wenn es jetzt Licht am Horizont gibt, besteht immer noch die Gefahr, 
dass wirtschaftliche Strukturen unwiederbringlich zerstört werden und dass sich soziale Ungerechtigkeiten und 
Risse im gesellschaftlichen Zusammenhalt weiter vertiefen. Die Wirtschaft braucht jetzt schnell wirksame Unter-
stützungsmaßnahmen und zielgerichtete Impulse, damit die konjunkturelle Erholung schnell Fahrt aufnehmen 
kann.  


Die Große Koalition legt in diesem Zusammenhang bereits ihr drittes Corona-Steuerhilfegesetz vor. Mit dem 
zweiten Corona-Steuerhilfegesetz im Juni 2020 wurden die temporäre Mehrwertsteuersenkung, ein einmaliger 
Kinderbonus in Höhe von 300 Euro pro Kind und die befristete betragsmäßige Anhebung des steuerlichen Ver-
lustrücktrages beschlossen. Die Mehrwertsteuersenkung wurde als "Herzstück“ des „Wumms“ seitens Union und 
SPD tituliert.  


Laut Untersuchung des ifo-Instituts hat die Mehrwertsteuersenkung die gewünschte Wirkung verfehlt. „Das Ziel 
war, die Bürger*innen dadurch zu größeren Anschaffungen zu bewegen. Dieses ist nicht erreicht worden“ 
(https://www.ifo.de/node/60931).  


Das IMK hat berechnet, dass die konjunkturelle Wirkung des Kinderbonus deutlich größer war, als der der Mehr-
wertsteuersenkung (https://www.imk-boeckler.de/de/faust-detail.htm?sync_id=9174). Obwohl der Kinderbonus 
deutlich weniger staatliche Ausgaben (4,345 Mrd. Euro) als die Mehrwertsteuersenkung (19,6 Mrd. Euro) zur 
Folge hatte und eine ganz andere Zielrichtung, nämlich die Abmilderung der durch die Pandemie zusätzlich ent-
standenen Belastungen, war laut IMK die konjunkturellen Wirkung stärker und hatte darüber hinaus eine positive 
Verteilungswirkung.  


Ein erneuter Kinderbonus ist angesichts der hohen Belastungen etlicher Familien in der Pandemie als Anerken-
nungszahlung ein gangbarer Weg, auch angesichts dessen guter konjunkturellen Wirkung. Analog zum letzten 
Jahr wäre jedoch eine Höhe von 300 Euro überaus angebracht. Richtig erscheint dies auch mit Blick auf bedürf-
tige Kinder, bei denen der Bonus anrechnungsfrei belassen wird. Auch wenn es hilfreicher wäre, diesem Perso-
nenkreis einen verlässlichen Corona-Zuschlag zum Regelsatz zu gewähren. Und dennoch werden von dem Kin-
derbonus nicht alle Kinder in Deutschland profitieren. Tausende geflüchtete Minderjährige sind ausgeschlossen, 
da der Bonus erneut an den Bezug von Kindergeld gekoppelt werden soll. Geflüchtete Kinder und Jugendliche, 
für die kein Kindergeldanspruch besteht, werden trotz ihrer besonderen Betroffenheit nicht mit gedacht. Gerade 
die Familien, die in Flüchtlingsunterkünften leben, brauchen besondere Unterstützung, da der Zugang zur Schul-
bildung durch die Lebenssituation in Gemeinschaftsunterkünften extrem erschwert ist (https://www.tdh.de/was-
wir-tun/arbeitsfelder/fluechtlingskinder/meldungen/corona-kinderbonus-fuer-gefluechtete-kinder-und-jugendli-
che/). Alle Kinder und ihre Familien müssen unterstützt werden, unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus.  


Gleichzeitig haben sich viele Wirtschaftswissenschaftler für eine großzügigere Ausweitung des steuerlichen Ver-
lustrücktrages, insbesondere auch im Hinblick auf die Dauer des Rücktragszeitraums, ausgesprochen (vgl. z.B. 
https://www.ifo.de/node/59032, https://www.presseportal.de/pm/58964/4745403, https://www.handels-
blatt.com/politik/deutschland/interview-oekonom-felbermayr-die-steuerliche-entlastung-fuer-firmen-bleibt-viel-
zu-zaghaft/25886596.html, https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/interview-wirtschaftsweisen-chef-
lars-feld-ein-starker-aufschwung-im-fruehjahr-ist-moeglich/26768226.html?ticket=ST-27030008-
xSjKuFRu7UJrlw0Wx0sF-ap6]. Die Grüne Bundestagsfraktion hat eine längere zeitliche Streckung des Verlust-
rücktrages vorgeschlagen (vgl. BT-Drucksache 19/19134 und 19/ 19/25281). Die Bundesregierung hat sich im 
vorliegenden Gesetzentwurf erneut nur für eine betragsmäßige Anhebung des Verlustrücktrags für die Jahre 2020 
und 2021 entschieden, um den betroffenen Unternehmen somit eine kurzfristige Unterstützung zu gewähren. Da-
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bei verkennt die Bundesregierung, dass eine Anhebung des Verlustrücktragshöchstbetrag für 2021 ohne die Mög-
lichkeit einer vorläufigen Verlustnutzung erst im kommenden Jahr zu positiven Liquiditätseffekten führen wird. 
Es ist kaum verständlich, dass sich die Bundesregierung bei der Maßnahme, die den größten Unterstützungseffekt 
und die geringste finanzielle Belastung für den Haushalt entfaltet, nicht auf eine wirtschaftsfreundliche Lösung 
einigen kann. 


Das Bundesfinanzministerium von Olaf Scholz hat das Anliegen der zeitlichen Streckung des Verlustrücktrages 
abgelehnt, weil sie zu einer deutlichen Verkomplizierung des Steuerrechts führen würde.  


Dies wiegt umso schwerer, als auch die bisherige Hilfe für Selbständige und Unternehmen, die bereits alle Rück-
lagen aufgebraucht haben, weiterhin nicht ausreichend ist. Wer zu 100 Prozent geschlossen ist, braucht auch eine 
hundertprozentige Kostenhilfe. In Rahmen der Hilfen muss grundsätzlich außerdem ein existenzsichernder Anteil 
für die Lebenshaltungskosten abrechenbar sein, genauso wie die Anerkennung von Krankenkassenkosten. 


Um gerade den besonders von den pandemiedingten Schließungen betroffenen stationären Einzelhandel zu un-
terstützen, hat die Bundesregierung angekündigt, die Wertverluste durch unverkaufte Saisonware unter bestimm-
ten Bedingungen bei der Ermittlung der Überbrückungshilfe zu berücksichtigen. Werden diese Waren gespendet, 
so sollen die Einkaufspreise dieser Waren vollständig berücksichtigt werden können. Die angekündigte Regelung 
ist zu begrüßen, jedoch nicht konsequent zu Ende gedacht. Denn spenden Unternehmen diese Waren, droht ihnen 
eine zusätzliche Belastung durch die Umsatzsteuer. Diese mindert nicht nur die Spendenbereitschaft sondern auch 
die gewährte Überbrückungshilfe. Das Thema ist lange bekannt. Deshalb braucht es, insbesondere in der gegen-
wärtigen Situation, eine schnelle, einfache, bürokratiearme und rechtssichere Lösung für Unternehmen, die ihre 
nicht verkaufte Ware einem guten Zweck zuführen wollen. Wir fordern die Bundesregierung auf, diese im Wege 
einer Verwaltungsanweisung endlich auf den Weg zu bringen. 


Neben diesen kurzfristigen und liquiditätswirksamen Unterstützungsmaßnahmen braucht es jedoch auch weiter-
hin zielgenaue Investitionsanreize, um die Wirtschaft zu modernisieren und fit für die Zukunft zu machen. Hierzu 
hat die Bundesregierung im Rahmen der Corona-Steuerhilfen bereits eine bis Ende 2021 befristete degressive 
Abschreibung eingeführt. Leider wurde diese Maßnahme völlig ohne eine ökologische Lenkungswirkung gewählt. 
Deshalb braucht es auch hier ein Nachbessern, um Anreize für die nachhaltige Modernisierung unserer Wirt-
schaft zu setzen. Aus diesem Grunde wollen wir die Abschreibungsmöglichkeiten für Investitionen in die digitale 
und ökologische Modernisierung für alle Unternehmen verbessern. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass 
große Investitionsprojekte, die große Auswirkungen für den Klimaschutz entfalten, oft eine lange Vorlaufzeit be-
nötigen, reicht die Frist bis Ende 2021 nicht aus. 


Damit auch kleine und mittelständische Unternehmen trotz der Pandemie die Möglichkeit erhalten, in die digitale 
und ökologische Modernisierung zu investieren, braucht es auch hier zielgerichtete wirksame Maßnahmen. 


Die angekündigten verbesserten Abschreibungsbedingungen für digitale Wirtschaftsgüter lassen auf sich warten. 
Hier ist unklar, ob sie gesetzlich oder untergesetzlich erfolgen sollen. Ungeklärt ist auch, ob Corona-Tests für 
Mitarbeiter*innen für sämtliche Unternehmen steuerlich abzugsfähig sind (Coronatestung von Mitarbeitern als 
Betriebsausgabe absetzen: imSalon.de).  


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 


1. beim steuerlichen Verlustrücktrag für die Jahre 2020 und 2021 die Möglichkeit zu schaffen, entstandene 
Verluste bis zu einem Höchstbetrag von 10 bzw. 20 Mio. Euro (in Fällen der Zusammenveranlagung) 
über einen Zeitraum von bis zu vier Jahren rücktragbar zu machen, 


2. für den steuerlichen Verlustrücktrag des Jahres 2021 eine Möglichkeit zu schaffen, diesen auch unter-
jährig, durch einen vorläufigen Rücktrag über einen Zeitraum von maximal vier Jahren sofort nutzbar 
zu machen, 


3. die Direkthilfen für von den Schließungen besonders betroffenen Unternehmen und Selbständigen zu be-
schleunigen, zu entbürokratisieren sowie in ausreichender Höhe auszugestalten und dafür u.a. einen 
existenzsichernden Unternehmer*innenlohn und bei 100 prozentigem Umsatzausfall eine 100 prozentige 
Fixkostenhilfe vorzusehen, 
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4. kurzfristig eine Verwaltungsanweisung vorzulegen, die die derzeit bestehenden steuerrechtlichen Hürden 


für Sachspenden an gemeinnützige Organisationen, durch eine rechtssichere, bürokratiearme und einfa-
che Regelung beseitigt, 


5. eine degressive Abschreibung von mindestens 25 Prozent für gezielte Investitionen in die digitale oder 
ökologische Modernisierung, wie z. B. in hochenergieeffiziente Maschinen und Anlagen oder in CO2-
freie Stahlerzeugung, über einen deutlich längeren Zeitraum als bis Ende 2021 zu ermöglichen, 


6. als zusätzlichen Anreiz für kleine und mittlere Unternehmen Investitionen in die digitale oder ökologische 
Modernisierung vorzuziehen, das Ansparen auf diese Investitionen durch eine temporäre Erweiterung 
des Investitionsabzugsbetrags (§ 7g EStG) steuerlich zu erleichtern, 


7. eine gesetzliche Regelung vorzulegen, um die angekündigten verbesserten Abschreibungsbedingungen 
für digitale Wirtschaftsgüter rechtsicher und zeitnah umzusetzen, 


8. dafür Sorge zu tragen, dass sämtliche Unternehmen Corona-Tests für ihre Mitarbeiter*innen steuerlich 
geltend machen können und sicherzustellen, dass dies bei den Beschäftigten nicht zu einem steuerpflich-
tigen geldwerten Vorteil führt,  


9. den einmaligen Kinderbonus auf 300 Euro zu erhöhen, um so eine Anerkennung für die hohen Belastun-
gen von Familien wie im letzten Jahr zu leisten und diesen zudem auf unbegleitete Minderjährige und 
alle Familien in Deutschland, unabhängig vom Kindergeldbezug, auszuweiten, d.h. auch Familien und 
Kinder mit Aufenthaltsgestattung, Duldung oder Aufenthaltstitel nach §§ 23 Abs. 1, 23a, 24 oder 25 Abs. 
3 bis 5 AufenthG miteinzubeziehen.“ 


 


Voten der Fraktionen: 


Zustimmung: B90/GR 


Ablehnung: CDU/CSU, SPD, AfD 


Enthaltung: FDP, DIE LINKE. 


 


B. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 


Inhaltsübersicht 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aus der Änderung des § 111 EStG. 


Zu Nummer 2 


Redaktionelle Folgeänderung. 


Zu Nummer 3 


Zu Buchstabe a 


§ 111 – Überschrift 


Als Folge der Änderung des § 111 ist auch die Überschrift anzupassen.  


Zu Buchstabe b 


Redaktionelle Folgeänderung. 


Zu Buchstabe c 


§ 111 Absatz 9 - neu - 
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Durch die Anfügung eines Absatzes 9 wird auch im Rahmen der Steuerfestsetzung für 2020 die Berücksichtigung 
eines vorläufigen Verlustrücktrags für 2021 ermöglicht. Voraussetzung dafür ist, dass die Vorauszahlungen für 
2021 auf 0 Euro herabgesetzt wurden. 


Ebenso wird die Möglichkeit eröffnet, die Stundung gemäß § 111 Absatz 4 EStG auch für die Nachzahlung bei 
der Steuerfestsetzung 2020 zu beantragen.  


Ein Antrag gemäß § 111 Absatz 9 EStG in Verbindung mit Absatz 1 oder Absatz 2 für den Veranlagungszeitraum 
2020 führt gemäß Absatz 5 auch dazu, dass eine Einkommensteuererklärung für 2021 abzugeben ist. 


Die entsprechende Anwendung des Absatzes 6 stellt sicher, dass auch die Steuerfestsetzung für den Veranla-
gungszeitraum 2020 mit der Veranlagung 2021 zu ändern ist.  


Aufgrund der entsprechenden Anwendung des Absatzes 7 sind die Absätze 1 bis 3 nicht anzuwenden, wenn die 
Veranlagung für den Veranlagungszeitraum 2021 vor der Veranlagung für den Veranlagungszeitraum 2020 
durchgeführt wird. 


Eine entsprechende Anwendung des Absatzes 8 ist nicht erforderlich, weil zum Zeitpunkt des Gesetzgebungsver-
fahrens die Veranlagungsarbeiten für 2020 noch nicht begonnen haben. 


Berlin, den 24. Februar 2021 


Lothar Binding (Heidelberg) 
Berichterstatter 


Markus Herbrand 
Berichterstatter 


 


V
orabfassung - w


ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.












 


Postanschr ift Ber lin: Bundesministeriu m der Finanzen, 11016 Berlin  


 
 


   
 


  


     
      
 


      
     


 
     


     
      


     


     
     
   


 
   
   


 
   


        
   


  
   


  
 


   
 


   
   


 
 


    


  
 


  


 
  


 
 


 


POSTANSCHRIFT Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin 


Nur per E-Mail  
 
Oberste Finanzbehörden  
der  Länder  


HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 


TEL +49 (0) 30 18 682-0 


E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 26. Februar 2021 


BETREFF Nutzungsdauer von Computerhardware und Software zur Dateneingabe und 
-verarbeitung 


GZ IV C 3 - S 2190/21/10002 :013 
DOK 2021/0231247 


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Den Kernbereich der Digitalisierung bilden die Computerhardware (einschließlich der dazu 
gehörenden Peripheriegeräte) sowie die für die Dateneingabe und -verarbeitung erforderliche 
Betriebs- und Anwendersoftware. Diese Wirtschaftsgüter unterliegen aufgrund des raschen 
technischen Fortschritts einem immer schnelleren Wandel. Die betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer, die der Abschreibung nach § 7 Einkommensteuergesetz (EStG) zugrunde zu 
legen ist, wurde für diese Wirtschaftsgüter allerdings seit rund 20 Jahren nicht mehr geprüft 
und bedarf deshalb einer Anpassung an die geänderten tatsächlichen Verhältnisse.  


Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gelten für die Nutzungsdauer von Computerhardware (einschließlich der dazu 
gehörenden Peripheriegeräte) und von Betriebs- und Anwendersoftware zur Dateneingabe 
und -verarbeitung steuerlich die folgenden Grundsätze: 


I.  Nutzungsdauer 


Für die nach § 7 Absatz 1 EStG anzusetzende Nutzungsdauer kann für die in Rz. 2 ff. aufge-
führten materiellen Wirtschaftsgüter „Computerhardware“ sowie die in Rz. 5 näher bezeich-
neten immateriellen Wirtschaftsgüter „Betriebs- und Anwendersoftware“ eine betriebs-
gewöhnliche Nutzungsdauer von einem Jahr zugrunde gelegt werden. 


www.bundesfinanzministerium.de 
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Seite 2 II. Begriffsbestimmung 


2 Der Begriff „Computerhardware“ umfasst Computer, Desktop-Computer, Notebook-
Computer, Desktop-Thin-Clients, Workstations, Dockingstations, externe Speicher- und 
Datenverarbeitungsgeräte (Small-Scale-Server), externe Netzteile sowie Peripheriegeräte. 


3 Die betroffenen Wirtschaftsgüter werden wie folgt definiert: 
1. „Computer“ bezeichnet ein Gerät, das Logikoperationen ausführt und Daten verarbeitet, 
das in der Lage ist, Eingabegeräte zu nutzen und Informationen auf Anzeigegeräten 
auszugeben und das in der Regel eine Zentraleinheit (ZE) beinhaltet, die die Operationen 
ausführt. Ist keine ZE vorhanden, muss das Gerät als Client Gateway zu einem Computer-
server fungieren, der als Computerverarbeitungseinheit dient. 


2. „Desktop-Computer“ bezeichnet einen Computer, dessen Haupteinheit an einem festen 
Standort aufgestellt wird, der nicht als tragbares Gerät ausgelegt ist und der mit einem 
externen Anzeigegerät sowie externen Peripheriegeräten wie Tastatur und Maus genutzt 
wird. Bei einem „integrierten Desktop-Computer“ funktionieren der Computer und das 
Anzeigegerät als Einheit, deren Wechselstromversorgung über ein einziges Kabel erfolgt. 


3. „Notebook-Computer“ bezeichnet einen Computer, der speziell als tragbares Gerät und 
für den längeren Betrieb mit oder ohne direkten Anschluss an eine Wechselstromquelle 
konzipiert ist. Notebook-Computer verfügen über ein integriertes Anzeigegerät mit einer 
sichtbaren Bildschirmdiagonale von mindestens 22,86 cm (9 Zoll) und können mit einem 
integrierten Akku oder einer anderen tragbaren Stromquelle betrieben werden. Unter-
kategorien des Notebook-Computers sind unter anderen: 
a) „Tablet-Computer“: eine Notebook-Computerart, die sowohl über ein eingebautes 
berührungsempfindliches Anzeigegerät als auch über eine eingebaute physische 
Tastatur verfügt. 


b) „Slate-Computer“: eine Notebook-Computerart, die über ein eingebautes berührungs-
empfindliches Anzeigegerät, nicht aber über eine eingebaute physische Tastatur 
verfügt. 


c) „mobiler Thin-Client“: eine Notebook-Computerart, die eine Verbindung zu 
entfernten Rechenressourcen (z. B. Computerserver, Remote-Workstation) benötigt, 
mit denen die hauptsächliche Datenverarbeitung erfolgt, und die über kein eingebautes 
Rotations-Speichermedium verfügt. 


4. „Desktop-Thin-Client“ bezeichnet einen Computer, der eine Verbindung zu entfernten 
Rechenressourcen (z. B. Computerserver, Remote-Workstation) benötigt, mit denen die 
hauptsächliche Datenverarbeitung erfolgt, und der über kein eingebautes Rotations-
Speichermedium verfügt. Die Haupteinheit eines Desktop-Thin-Clients wird an einem 
festen Standort (z. B. auf einem Schreibtisch) aufgestellt und ist nicht als tragbares Gerät 
ausgelegt. Desktop-Thin-Clients können Informationen entweder auf einem externen oder, 
soweit vorhanden, auf einem eingebauten Anzeigegerät ausgeben. 







 
   


 
 


  
 


 
   


  
 


  
 


  
  


 
 


    
   


  
    


    
  


 
 


 
 


 
  


 
  


  
    


  
  


  
 


Seite 3 5. „Workstation“ bezeichnet einen Hochleistungs-Einzelplatzcomputer, der neben anderen 
rechenintensiven Aufgaben hauptsächlich für Grafikanwendungen, Computer Aided 
Design, Softwareentwicklung sowie finanzwirtschaftliche und wissenschaftliche 
Anwendungen genutzt wird. 


6. „Mobile Workstation“ bezeichnet einen Hochleistungs-Einzelplatzcomputer, der neben 
anderen rechenintensiven Aufgaben mit Ausnahme von Spielen hauptsächlich für 
Grafikanwendungen, Computer Aided Design, Softwareentwicklung sowie finanz-
wirtschaftliche und wissenschaftliche Anwendungen genutzt wird, und der speziell als 
tragbares Gerät und für den längeren Betrieb mit oder ohne direkten Anschluss an eine 
Wechselstromquelle konzipiert ist. Mobile Workstations haben ein integriertes 
Anzeigegerät und können mit einem integrierten Akku oder einer anderen tragbaren 
Stromquelle betrieben werden. Die meisten mobilen Workstations verfügen über ein 
externes Netzteil sowie eine integrierte Tastatur und ein integriertes Zeigegerät. 


7. „Small-Scale-Server“ bezeichnet eine Computer-Art, die in der Regel Desktop-Computer-
Komponenten im Desktopgeräteformat verwendet, jedoch in erster Linie als Speicherhost 
für andere Computer und zur Ausführung von Funktionen wie der Bereitstellung von 
Netzinfrastrukturdiensten und dem Daten-/Medien-Hosting bestimmt ist und 
a) als Standgerät, Turmgerät oder in einem sonstigen Format ausgelegt ist, das dem 
Format von Desktop-Computern ähnelt, so dass alle Datenverarbeitungs-, Speicher-
und Netzschnittstellenkomponenten in einem Gehäuse untergebracht sind; 


b) die für den Betrieb 24 Stunden pro Tag an 7 Tagen in der Woche ausgelegt ist; 
c) die in erster Linie für den Simultanbetrieb in einer Mehrbenutzer-Umgebung ausgelegt 
ist, in der mehrere Benutzer an vernetzten Client-Geräten arbeiten können; 


d) die über ein Betriebssystem verfügt, das für Heimserver oder Serveranwendungen im 
unteren Leistungsbereich ausgelegt ist, sofern das Gerät mit einem Betriebssystem in 
Verkehr gebracht wird. 


8. „Dockingstation“ bezeichnet ein separates Produkt, das an einen Computer angeschlossen 
wird und dazu dient, Funktionen wie z. B. die Erweiterung der Anschlussmöglichkeiten 
oder das Zusammenlegen von Anschlüssen für Peripheriegeräte zu übernehmen. 
Dockingstations können auch das Laden von internen Akkus im angeschlossenen 
Computer erleichtern. 


9. „Externes Netzteil“ bezeichnet ein Gerät, das dafür konzipiert ist, Wechselstrom (AC) 
aus dem Stromnetz in Wechselstrom (AC) oder Gleichstrom (DC) niedrigerer Spannung 
umzuwandeln; das die Umwandlung jeweils nur in eine Gleichstrom- oder eine Wechsel-
stromausgangsspannung vornehmen kann; das zum Betrieb mit einem separaten Gerät 
- dem Primärverbraucher - bestimmt ist; das sich in einem vom Primärverbraucher 
physisch getrennten Gehäuse befindet; das über einen abnehmbaren oder fest 
verdrahteten elektrischen Anschluss mit Stecker und Kupplung, ein Kabel, eine Litze 
oder eine sonstige Verdrahtung mit dem Primärverbraucher verbunden ist und das über 
eine Ausgangsleistung laut Typenschild von höchstens 250 Watt verfügt. 







 
   


 
   


 
 


 
   


   
 


   
 


 
  


  
 


 
 


   


  
  


  
 
 


 


 
 


  
 


 
 


   


   
 


 


Seite 4 10. „Peripherie-Geräte“ sind alle Geräte, die nach dem EVA-Prinzip (Eingabe-Verarbeitung-
Ausgabe) zur Ein- und Ausgabe von Daten genutzt werden. Peripheriegeräte lassen sich 
funktional in drei Gruppen gliedern: 
a) Eingabegeräte: Tastatur, Maus, Grafiktablett, Scanner, Kamera, Mikrofon, Headset, 
u. ä. 


b) Externe Speicher: Festplatte, DVD-/CD-Laufwerk, Flash Speicher (USB-Stick), 
Bandlaufwerke (Streamer) 


c) Ausgabegeräte: Beamer, Plotter, Headset, Lautsprecher und „Computer-Bildschirm“ 
oder auch Monitor oder Display (dient der Darstellung der Benutzeroberfläche und der 
Datenausgabe) sowie „Drucker“ (Geräte, die Computerdaten in graphischer Form auf 
Papier oder Folien bringen, Non-Impact-Drucker (anschlagfrei, Laserdrucker, 
Tintenstrahldrucker) und Impact-Drucker [Nadeldrucker]). 


4 Die in der Rz. 3 unter Nummer 1 bis 7 aufgeführte Computerhardware wird nur unter der 
Voraussetzung von Rz. 2 erfasst, dass gemäß Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 617/2013 
der Kommission vom 26. Juni 2013 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen 
an die umweltgerechte Gestaltung von Computern und Computerservern (ABl. L 175 vom 
27. Juni 2013, S. 13) eine Kennzeichnungspflicht des Herstellers besteht, wonach die 
Produktart nach Artikel 2 der EU-Verordnung in den technischen Unterlagen anzugeben ist. 
Die Aufzählung für die Computerhardware ist insoweit abschließend. Die Identifizierung der 
Peripheriegeräte ist in enger Anlehnung an die in der Rz. 3 Nummer 10 aufgeführten Geräte 
vorzunehmen, ohne dass die Aufzählung abschließend ist. 


5 Der Begriff „Software“ im Sinne dieses Schreibens erfasst die Betriebs- und Anwender-
software zur Dateneingabe und -verarbeitung. Dazu gehören auch die nicht technisch 
physikalischen Anwendungsprogramme eines Systems zur Datenverarbeitung, sowie neben 
Standardanwendungen auch auf den individuellen Nutzer abgestimmte Anwendungen wie 
ERP-Software, Software für Warenwirtschaftssysteme oder sonstige Anwendungssoftware 
zur Unternehmensverwaltung oder Prozesssteuerung. 


III. Anwendung 


6 Dieses Schreiben findet erstmals Anwendung in Gewinnermittlungen für Wirtschaftsjahre, die 
nach dem 31. Dezember 2020 enden. In Gewinnermittlungen nach dem 31. Dezember 2020 
können die Grundsätze dieses Schreibens auch auf entsprechende Wirtschaftsgüter angewandt 
werden, die in früheren Wirtschaftsjahren angeschafft oder hergestellt wurden und bei denen 
eine andere als die einjährige Nutzungsdauer zugrunde gelegt wurde. 
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7 Für Wirtschaftsgüter des Privatvermögens, die zur Einkünfteerzielung verwendet werden, gilt 
Rz. 6 ab dem Veranlagungszeitraum 2021 entsprechend. 


8 Die Regelungen des BMF- Schreibens vom 18. November 2005 (BStBl I 2005 S. 1025) sowie 
die Regelung unter 6.14.3.2 des BMF-Schreibens vom 15. Dezember 2000 (AfA-Tabelle für 
die allgemein verwendbaren Anlagegüter - BStBl I 2000 S. 1532) sind letztmals für 
Wirtschaftsjahre anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2021 enden. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 





		I.  Nutzungsdauer

		II. Begriffsbestimmung

		III. Anwendung










Urteil vom 12. November 2020, IV R 29/18 
Wegfall gewerbesteuerlicher Fehlbeträge bei Abspaltung


ECLI:DE:BFH:2020:U.121120.IVR29.18.0


BFH IV. Senat


UmwStG 2006 § 19 Abs 1 , UmwStG 2006 § 19 Abs 2 , GewStG § 10a S 10 Halbs 1 , GewStG § 10a S 10 Halbs 2 , KStG § 8c 
Abs 1 S 5 , UmwG § 123 Abs 2 Nr 1 , GG Art 3 Abs 1 , KStG VZ 2014 , GewStG VZ 2014 


vorgehend FG Düsseldorf, 09. Juli 2018, Az: 2 K 2170/16 F


Leitsätze


1. Scheidet infolge einer Abspaltung eine Kapitalgesellschaft als Mitunternehmerin aus einer Mitunternehmerschaft aus, 
gehen die vortragsfähigen Gewerbeverluste der Mitunternehmerschaft insoweit unter, als diese der Kapitalgesellschaft 
zugerechnet werden.


2. § 19 UmwStG und § 10a Satz 10 Halbsatz 1 GewStG gelten nicht für Fehlbeträge einer Mitunternehmerschaft.


3. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG findet keine Anwendung auf die Übertragung von Anteilen an einer Mitunternehmerschaft.


Tenor


Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf vom 09.07.2018 - 2 K 2170/16 F wird als 
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Streitig ist, ob für die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) zum 31.12.2014 ein vortragsfähiger Gewerbeverlust 
festzustellen ist.


2 Die Klägerin ist eine GmbH & Co. KG. Alleinige Kommanditistin war zunächst die A-GmbH. Komplementärin ist die 
B-GmbH.


3 Die A-GmbH spaltete gemäß § 123 Abs. 2 Nr. 1 des Umwandlungsgesetzes (UmwG) mit notariellem Vertrag vom 
August 2014 einen Teil ihres Vermögens mit Wirkung zum 02.01.2014 ab und übertrug ihn gegen Gewährung neuer 
Gesellschaftsanteile auf die C-GmbH. Alleingesellschafterin beider Gesellschaften war die D mit Sitz in Schweden. Zu 
den übertragenen Vermögenswerten gehörten u.a. der Kommanditanteil an der Klägerin und die Geschäftsanteile an 
der Komplementär-GmbH. Der Betrieb der Klägerin wurde unverändert fortgeführt.
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Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) hatte einen vortragsfähigen Gewerbeverlust der Klägerin 
auf den 31.12.2013 in Höhe von (zuletzt) 1.004.260 € gesondert festgestellt, der in vollem Umfang auf die A-GmbH 
entfiel.


5 Für das Jahr 2014 setzte das FA bei einem Gewerbeertrag in Höhe von (zuletzt) 884.738 € den 
Gewerbesteuermessbetrag in Höhe von 29.725 € fest. Die Feststellung eines vortragsfähigen Fehlbetrags auf den 
31.12.2014 lehnte es mit Bescheid vom (zuletzt) 27.03.2017 mit der Begründung ab, dass der nicht verbrauchte 
vortragsfähige Gewerbeverlust im vollen Umfang auf einen ausgeschiedenen Gesellschafter entfalle und deshalb 
untergegangen sei.


6 Einspruch (Einspruchsentscheidung vom 24.06.2016) und Klage hatten keinen Erfolg. Zur Begründung seines 
klageabweisenden Urteils vom 09.07.2018 - 2 K 2170/16 F führte das Finanzgericht (FG) im Wesentlichen aus:


7 Zum 31.12.2014 habe der Klägerin kein vortragsfähiger Fehlbetrag zugestanden. Der auf den 31.12.2013 gesondert 
festgestellte Fehlbetrag i.S. des § 10a des Gewerbesteuergesetzes in der für das Streitjahr geltenden Fassung 
(GewStG) sei in vollem Umfang auf die A-GmbH entfallen und infolge ihres Ausscheidens aus der Gesellschaft 
untergegangen, da dadurch die erforderliche Unternehmeridentität weggefallen sei. Dies gelte auch für die 
Übertragung eines Kommanditanteils im Rahmen einer Abspaltung. Die Konzernklausel des § 8c Abs. 1 Satz 5 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung (KStG) finde keine Anwendung. Die 
unterschiedliche steuerliche Behandlung des Gewerbeverlustes bei Personengesellschaften und Kapitalgesellschaften 
sei nicht verfassungswidrig.


8 Mit ihrer Revision rügt die Klägerin die Verletzung von § 10a Satz 10 GewStG und § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG.


9 Sie beantragt sinngemäß,
das FG-Urteil aufzuheben und das FA unter Aufhebung des Bescheids vom 27.03.2017 zu verpflichten, auf den 
31.12.2014 den vortragsfähigen Gewerbeverlust auf den Betrag festzustellen, der sich ergibt, wenn davon auszugehen 
ist, dass der auf den 31.12.2013 festgestellte Verlustvortrag im Streitjahr 2014 in vollem Umfang auf die C-GmbH 
übergegangen ist.


10 Das FA beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


II.


11 Die Revision der Klägerin ist unbegründet und daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO-
-). Zu Recht hat das FG entschieden, dass für die Klägerin zum 31.12.2014 kein vortragsfähiger Fehlbetrag 
(Gewerbeverlust) mehr festzustellen ist. Denn der auf den 31.12.2013 gesondert festgestellte Fehlbetrag i.S. des 
§ 10a GewStG entfiel in vollem Umfang auf die A-GmbH und ist infolge ihres Ausscheidens aus der Gesellschaft 
untergegangen (dazu unter II.1.). Abweichendes ergibt sich weder aus dem Umstand, dass der Kommanditanteil an 
der Klägerin im Wege einer Abspaltung von der A-GmbH auf die C-GmbH übertragen wurde (dazu unter II.2.a), noch 
aus § 10a Satz 10 GewStG i.V.m. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG (dazu unter II.2.b).
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12 1. Gemäß § 10a Satz 6 GewStG ist die Höhe der vortragsfähigen Fehlbeträge gesondert festzustellen. Vortragsfähige 
Fehlbeträge sind gemäß § 10a Satz 7 GewStG die nach der Kürzung des maßgebenden Gewerbeertrags gemäß § 10a 
Sätze 1 und 2 GewStG zum Schluss des Erhebungszeitraums verbleibenden Fehlbeträge.


13 a) Die Inanspruchnahme des Verlustabzugs nach § 10a GewStG setzt neben Unternehmensidentität auch 
Unternehmeridentität voraus. Letzteres bedeutet, dass der Steuerpflichtige, der den Verlustabzug in Anspruch nimmt, 
den Gewerbeverlust zuvor in eigener Person erlitten haben muss (ständige Rechtsprechung, z.B. Urteil des 
Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 11.10.2012 - IV R 3/09, BFHE 239, 130, BStBl II 2013, 176, Rz 14, m.w.N.).


14 Bei einer Personengesellschaft sind die Gesellschafter, die unternehmerisches Risiko tragen und unternehmerische 
Initiative ausüben können, die (Mit-)Unternehmer des Betriebs (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des 
Einkommensteuergesetzes). Als Mitunternehmer einer gewerblichen Personengesellschaft erzielen sie auf der 
Grundlage ihrer gesellschaftsrechtlichen Verbindung nicht nur --strukturell gleich einem Einzelunternehmer-- in 
eigener Person gewerbliche Einkünfte, sondern sind auch gewerbesteuerrechtlich Träger des Verlustabzugs (vgl. 
Beschluss des Großen Senats des BFH vom 03.05.1993 - GrS 3/92, BFHE 171, 246, BStBl II 1993, 616, unter C.III.6.a 
und b und C.III.9.; vgl. auch § 10a Satz 4 GewStG). Dementsprechend geht beim Ausscheiden von Gesellschaftern aus 
einer Personengesellschaft der Verlustabzug gemäß § 10a GewStG verloren, soweit er anteilig auf die 
ausgeschiedenen Gesellschafter entfällt (ständige Rechtsprechung, z.B. BFH-Urteile in BFHE 239, 130, BStBl II 2013, 
176, Rz 15; vom 03.02.2010 - IV R 59/07, und vom 22.01.2009 - IV R 90/05, BFHE 224, 364).


15 b) Ausgehend von den dargestellten Grundsätzen ist der auf den 31.12.2013 gesondert festgestellte vortragsfähige 
Fehlbetrag i.S. des § 10a GewStG, der in vollem Umfang auf die A-GmbH entfiel, infolge ihres Ausscheidens aus der 
Klägerin im Streitjahr 2014 weggefallen, so dass zum 31.12.2014 für die Klägerin kein vortragsfähiger Fehlbetrag 
mehr festzustellen war.


16 2. Abweichendes ergibt sich weder aus dem Umstand, dass der Kommanditanteil an der Klägerin im Wege einer 
Abspaltung von der A-GmbH auf die C-GmbH übertragen wurde (dazu unter II.2.a), noch aus § 10a Satz 10 GewStG 
i.V.m. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG (dazu unter II.2.b).


17 a) Im Streitfall ist die A-GmbH dadurch aus der Klägerin ausgeschieden, dass sie den Kommanditanteil an der 
Klägerin im Wege einer Abspaltung nach § 123 Abs. 2 Nr. 1 UmwG auf die C-GmbH übertragen hat. Auf eine solche 
Abspaltung findet das Umwandlungssteuergesetz in der für das Streitjahr 2014 geltenden Fassung (UmwStG) 
Anwendung (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UmwStG). Es enthält in § 19 UmwStG spezielle Regelungen für die 
Gewerbesteuer beim Übergang von Vermögen von einer Körperschaft auf eine andere Körperschaft. Geht das 
Vermögen der übertragenden Körperschaft auf eine andere Körperschaft über, gelten nach § 19 Abs. 1 UmwStG die 
§§ 11 bis 15 UmwStG auch für die Ermittlung des Gewerbeertrags. Für die vortragsfähigen Fehlbeträge der 
übertragenden Körperschaft i.S. des § 10a GewStG gelten nach § 19 Abs. 2 UmwStG § 12 Abs. 3 und § 15 Abs. 3 
UmwStG entsprechend.


18 aa) Wie sich bereits aus dem Wortlaut des § 19 UmwStG ergibt, findet diese Norm auf den Fehlbetrag einer 
Mitunternehmerschaft, an der die übertragende Körperschaft beteiligt ist, keine Anwendung.


19 (1) Dies gilt zunächst für § 19 Abs. 2 UmwStG. Diese Norm erfasst schon nach ihrem Wortlaut nur "die 
vortragsfähigen Fehlbeträge der übertragenden Körperschaft". Das sind (nur) die eigenen vortragsfähigen 
Fehlbeträge der übertragenden Körperschaft, d.h. solche, die auf ihrer Ebene entstanden sind. Dazu gehören jedoch 
nicht die hier streitigen Fehlbeträge, die der A-GmbH als Mitunternehmerin der Klägerin zugerechnet werden; bei 
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diesen handelt es sich vielmehr um die Fehlbeträge der Klägerin als der Mitunternehmerschaft, an der die A-GmbH 
lediglich beteiligt ist, und die auf Ebene der Klägerin --einer Mitunternehmerschaft-- entstanden sind.


20 (2) Ebenso wenig erfasst § 19 Abs. 1 UmwStG die Fehlbeträge der Mitunternehmerschaft, an der die übertragende 
Körperschaft beteiligt ist. Diese Norm verweist ausdrücklich (nur) für die Ermittlung des Gewerbeertrags der an der 
Umwandlung beteiligten Körperschaften auf die §§ 11 bis 15 UmwStG. In die Ermittlung des Gewerbeertrags dieser 
Körperschaften geht aber ein Fehlbetrag der Mitunternehmerschaft, an der die übertragende Körperschaft beteiligt 
ist, nicht ein. Ein solcher Fehlbetrag hat lediglich Bedeutung für den Gewerbeertrag der Mitunternehmerschaft. 
Selbst der der Körperschaft einkommensteuerrechtlich zugerechnete Gewinnanteil aus der Beteiligung an der 
Mitunternehmerschaft hat keinen Einfluss auf die Ermittlung des Gewerbeertrags der übertragenden Körperschaft, 
weil er nach § 9 Nr. 2 Satz 1 GewStG bei der Ermittlung ihres Gewerbeertrags gekürzt wird.


21 bb) Werden demnach die Fehlbeträge einer Mitunternehmerschaft, an der die übertragende Körperschaft beteiligt ist, 
von § 19 UmwStG schon nicht erfasst, kann sich ein Fortbestand der Unternehmeridentität auch nicht aus § 19 Abs. 1 
i.V.m. § 12 Abs. 3 Halbsatz 2, § 4 Abs. 2 Satz 1 UmwStG ergeben (anderer Ansicht offenbar Kleinheisterkamp in 
Lenski/Steinberg, Gewerbesteuergesetz, § 10a Rz 74; derselbe in Jahrbuch der Fachanwälte für Steuerrecht 
2012/2013, S. 513 ff.). Vielmehr verbleibt es für diese Fehlbeträge bei den allgemeinen Grundsätzen, denen zufolge 
ein gewerbesteuerlicher Verlustvortrag in dem Umfang entfällt, in dem mit einem Gesellschafterwechsel die 
Unternehmeridentität wegfällt. Schon aus diesem Grund kann dahinstehen, ob sich dieses Ergebnis --Wegfall 
gewerbesteuerlicher Verlustvorträge-- auch aus § 19 Abs. 2 i.V.m. § 15 Abs. 3 UmwStG ergeben könnte.


22 b) Entgegen der Auffassung der Klägerin ergibt sich ein für sie festzustellender vortragsfähiger Fehlbetrag auf den 
31.12.2014 auch weder aus § 10a Satz 10 Halbsatz 1 GewStG i.V.m. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG noch aus § 10a Satz 10 
Halbsatz 2 GewStG i.V.m. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG noch aus einer analogen Anwendung des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG 
auf die Übertragung von Kommanditanteilen.


23 Nach § 10a Satz 10 Halbsatz 1 GewStG ist § 8c KStG auf die Fehlbeträge entsprechend anzuwenden. Dies gilt nach 
§ 10a Satz 10 Halbsatz 2 GewStG auch für den Fehlbetrag einer Mitunternehmerschaft, soweit dieser einer 
Körperschaft unmittelbar zuzurechnen ist (Nr. 1) oder einer Mitunternehmerschaft zuzurechnen ist, soweit an dieser 
eine Körperschaft unmittelbar oder mittelbar über eine oder mehrere Personengesellschaften beteiligt ist (Nr. 2).


24 aa) Entgegen der Auffassung der Klägerin ist § 10a Satz 10 Halbsatz 1 GewStG nicht rechtsformneutral, sondern gilt 
nur für die Fehlbeträge von Körperschaften, nicht aber auch für Fehlbeträge von Mitunternehmerschaften (z.B. 
Suchanek/Hesse in Wendt/Suchanek/Möllmann/Heinemann, GewStG, 2019, § 10a Rz 25, 224, 232; Blümich/Drüen, 
§ 10a GewStG Rz 87 f.; Kleinheisterkamp in Lenski/Steinberg, a.a.O., § 10a Rz 77, 79; Brauer/Sonnenschein in 
Deloitte, GewStG, § 10a Rz 24, 32, 138).


25 (1) Dies ergibt sich zum einen aus der Entstehungsgeschichte des § 10a Satz 10 Halbsatz 1 GewStG.


26 Als Reaktion auf die Aufgabe der sog. "Mantelkauf"-Rechtsprechung (BFH-Urteile vom 29.10.1986 - I R 202/82, BFHE 
148, 153, BStBl II 1987, 308, und I R 318-319/83, BFHE 148, 158, BStBl II 1987, 310) wurde durch das 
Steuerreformgesetz 1990 vom 25.07.1988 (BGBl I 1988, 1093) in § 8 KStG ein Absatz 4 mit dem Ziel eingefügt, 
sicherzustellen, dass eine Körperschaft einen nicht ausgeglichenen Verlust mit steuerlicher Wirkung nur dann 
vortragen kann, wenn sie auch wirtschaftlich mit derjenigen identisch ist, die den Verlust erlitten hat (BTDrucks 
11/2157, S. 171). Zeitgleich wurde § 10a (damals) Satz 4 GewStG eingefügt, demzufolge "auf die Fehlbeträge" § 8 
Abs. 4 KStG entsprechend anzuwenden war. In der Begründung des Gesetzentwurfs heißt es hierzu, dass der 
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Verlustvortrag und der Verlustausgleich im Fall des Mantelkaufs, die durch § 8 Abs. 4 KStG für die Körperschaftsteuer 
eingeschränkt würden, auch im Bereich der Gewerbesteuer eingeschränkt werden sollten (BTDrucks 11/2157, S. 176). 
Durch das Unternehmensteuerreformgesetz 2008 vom 14.08.2007 (BGBl I 2007, 1912) wurde diese Vorschrift des 
§ 10a GewStG (nunmehr Satz 8) an die mit dem gleichen Gesetz erfolgte Neuregelung des Verlustabzugs in § 8c KStG 
angepasst. Zur Begründung heißt es, die Neuregelung einer Abzugsbeschränkung bei Körperschaften nach § 8c KStG 
sei beim gewerbesteuerlichen Verlustabzug nach § 10a GewStG entsprechend anzuwenden (BTDrucks 16/4841, 
S. 81).


27 Mit § 10a (jetzt) Satz 10 Halbsatz 1 GewStG wollte der Gesetzgeber also lediglich den Fehlbetrag von Körperschaften 
erfassen, um auf diese Weise für Körperschaften in gleicher Weise den Verlustabzug wie bei der Körperschaftsteuer 
auch bei der Gewerbesteuer einzuschränken. Eine Anwendung des § 8 Abs. 4 KStG a.F. bzw. des § 8c KStG auch auf 
gewerbesteuerliche Fehlbeträge von Mitunternehmerschaften war nicht beabsichtigt.


28 (2) Dieses Ergebnis ergibt sich zudem aus der Einfügung des § 10a Satz 10 Halbsatz 2 GewStG durch das 
Jahressteuergesetz 2009 vom 19.12.2008 (BGBl I 2008, 2794). Zur Begründung des Gesetzentwurfs heißt es, da § 10a 
(damals) Satz 9 GewStG nur die Verluste der Körperschaft selbst erfasse und nicht die Verluste auf der Ebene einer 
nachgeordneten Personengesellschaft, an der die Körperschaft als Mitunternehmerin beteiligt sei, sei es möglich, 
den Wegfall des gewerbesteuerlichen Verlustvortrags einer Körperschaft im Fall eines Gesellschafterwechsels 
dadurch zu vermeiden, dass der Verlustbetrieb vor dem geplanten Gesellschafterwechsel auf die 
Personengesellschaft ausgegliedert werde. Durch Einfügung des Halbsatzes 2 in § 10a Satz 10 GewStG würden 
derartige Gestaltungen, die darauf zielten, durch Einschaltung von Personengesellschaften die Wirkungen des § 8c 
KStG bei der Gewerbesteuer zu umgehen, verhindert (BTDrucks 16/10494, S. 20; BTDrucks 16/11108, S. 30).


29 Wären auch Fehlbeträge einer Mitunternehmerschaft bereits von § 10a Satz 10 Halbsatz 1 GewStG erfasst, hätte es 
der Vorschrift des Halbsatzes 2 Nr. 1 dieser Regelung nicht bedurft, da die dort geregelte Konstellation bereits von 
Halbsatz 1 erfasst wäre (ebenso z.B. Kleinheisterkamp in Lenski/Steinberg, a.a.O., § 10a Rz 74).


30 Aus der dargestellten Gesetzgebungshistorie ergibt sich danach eindeutig, dass der Gesetzgeber mit § 10a Satz 10 
Halbsatz 1 GewStG lediglich den Fehlbetrag von Körperschaften erfassen wollte, um auf diese Weise für 
Körperschaften in gleicher Weise den Verlustabzug wie bei der Körperschaftsteuer auch bei der Gewerbesteuer 
einzuschränken. Eine Anwendung des § 8 Abs. 4 KStG a.F. bzw. des § 8c KStG auf gewerbesteuerliche Fehlbeträge 
von Mitunternehmerschaften war nicht beabsichtigt.


31 (3) Werden danach Fehlbeträge einer Mitunternehmerschaft von § 10a Satz 10 Halbsatz 1 GewStG schon nicht 
erfasst, kann sich das von der Klägerin begehrte Ergebnis, ihr in vollem Umfang auf die ausgeschiedene A-GmbH 
entfallender vortragsfähiger Gewerbeverlust sei in Anwendung der sog. Konzernklausel des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG 
auf die C-GmbH übergegangen, da an beiden GmbH allein D beteiligt sei, nicht aus § 10a Satz 10 Halbsatz 1 GewStG 
i.V.m. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG ergeben.


32 bb) Ebenso wenig ergibt sich der von der Klägerin begehrte Übergang des Verlustvortrags von der A-GmbH auf die 
C-GmbH aus § 10a Satz 10 Halbsatz 2 GewStG i.V.m. § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG. Letztlich bestreitet selbst die Klägerin 
nicht, dass diese Vorschrift allein den Gesellschafterwechsel auf Ebene einer Körperschaft erfasst, die an einer 
Mitunternehmerschaft beteiligt ist. Ein solcher Fall liegt hier nicht vor, denn es erfolgt ein Gesellschafterwechsel auf 
der Ebene der Klägerin selbst und nicht ein solcher auf der Ebene einer an ihr beteiligten Körperschaft.
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cc) Es ist auch sonst kein Grund erkennbar, weshalb § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG auf die Übertragung von Anteilen an 
einer Mitunternehmerschaft anzuwenden sein sollte.


34 (1) Die sog. Konzernklausel des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG wurde durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz vom 
22.12.2009 (BGBl I 2009, 3950) eingefügt. Mit dieser Bestimmung wollte der Gesetzgeber lediglich den Verlustabzug 
bei Körperschaften im Fall konzerninterner Umstrukturierungen erhalten (BTDrucks 17/15, S. 1, 19); dies ergibt sich 
auch aus der Regelung im Körperschaftsteuergesetz, das auf Mitunternehmerschaften keine Anwendung findet.


35 (2) Sollte die Klägerin der Auffassung sein, der Gesetzgeber habe mit § 8c KStG auch für Körperschaften eine 
transparente Betrachtung eingeführt, weshalb die in § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG vorgesehene (Rück-)Ausnahme von einer 
solchen transparenten Betrachtungsweise aus Gleichheitsgründen auch auf Personengesellschaften anzuwenden sei, 
könnte sich der Senat dieser Ansicht nicht anschließen. Eine Annäherung an die transparente Besteuerung von 
Personengesellschaften war vom Gesetzgeber mit § 8c KStG nicht beabsichtigt. Für ihn kam es vielmehr --in 
Übereinstimmung mit seiner grundlegenden Entscheidung für die Besteuerung der Körperschaft als solcher und nicht 
der hinter ihr stehenden Gesellschafter-- auf die Identität der Gesellschaft, nicht auf diejenige der Gesellschafter an; 
der Wechsel der Anteilseigner, an den § 8c KStG anknüpft, war danach nur der Maßstab für eine Änderung der 
(wirtschaftlichen) Identität der Gesellschaft (vgl. Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 29.03.2017 - 
2 BvL 6/11, BVerfGE 145, 106, BStBl II 2017, 1082, Rz 147).


36 (3) Auch aus Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes ergibt sich keine Verpflichtung, die demnach allein für Körperschaften 
geltende Regelung des § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG in einem Fall wie dem Streitfall auf die Übertragung von Anteilen an 
einer Mitunternehmerschaft entsprechend anzuwenden. Der Gleichheitssatz gebietet angesichts der bestehenden 
Unterschiede zwischen Körperschaften und Mitunternehmerschaften keine rechtsformunabhängige Besteuerung.


37 dd) Für Fehlbeträge von Mitunternehmerschaften verbleibt es danach bei den allgemeinen Grundsätzen, denen 
zufolge mit dem Ausscheiden eines Mitunternehmers ein ihm zuzurechnender gewerbesteuerlicher Verlustvortrag 
wegfällt. Bezogen auf den Streitfall sind FA und FG deshalb zu Recht davon ausgegangen, dass für die Klägerin auf 
den 31.12.2014 kein vortragsfähiger Fehlbetrag mehr festzustellen war, weil der für sie zum 31.12.2013 festgestellte 
Fehlbetrag allein der A-GmbH zuzurechnen war und daher mit deren Ausscheiden im Jahr 2014 weggefallen ist.


38 3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.


39 4. Der Senat entscheidet nach § 121 Satz 1 i.V.m. § 90 Abs. 2 FGO im Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche 
Verhandlung.
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Urteil vom 27. Oktober 2020, V R 20/20 (V R 61/17) 
Vorsteuerberichtigung bei Erfolglosigkeit


ECLI:DE:BFH:2020:U.271020.VR20.20.0


BFH V. Senat


UStG § 15a , EGRL 112/2006 Art 184 , EGRL 112/2006 Art 184ff , UStG VZ 2009 , UStG VZ 2010 , UStG VZ 2011 , UStG VZ 
2012 


vorgehend Finanzgericht Rheinland-Pfalz , 13. Juni 2017, Az: 3 K 1111/16


Leitsätze


Entfällt bei einem Gegenstand, den der Unternehmer zunächst gemischt für steuerpflichtige und steuerfreie Umsätze 
genutzt hatte, die Verwendung für die steuerpflichtigen Umsätze, während der Unternehmer die Verwendung für die 
steuerfreien Umsätze fortsetzt, kann dies zu einer Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG führen. Demgegenüber bewirkt 
der bloße Leerstand ohne Verwendungsabsicht keine Änderung der Verhältnisse.


Tenor


Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz vom 13.06.2017 - 3 K 1111/16 
aufgehoben.


Die Sache wird an das Finanzgericht Rheinland-Pfalz zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen.


Diesem wird die Entscheidung über die Kosten des Verfahrens übertragen.


Tatbestand


I.


1 Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist Organträgerin einer GmbH, die ein Alten– und Pflegeheim betreibt 
(umsatzsteuerfreie Tätigkeit). Im Jahr 2003 errichtete die GmbH in einem Anbau eine Cafeteria, die für Besucher durch 
einen Außeneingang und für Heimbewohner durch den Speisesaal des Pflegeheims zugänglich war.


2 Die Klägerin ging zunächst davon aus, dass sie die Cafeteria ausschließlich für steuerpflichtige Umsätze nutze. 
Demgegenüber sah es der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) als unwahrscheinlich an, dass 
überhaupt keine Heimbewohner mit ihren Besuchern die Cafeteria aufsuchten und nutzten. Daraufhin kam es zu einer 
sog. tatsächlichen Verständigung, nach der eine steuerfreie Nutzung der Cafeteria zu 10 % angenommen wurde. Dies 
führte zu einer Berichtigung nach § 15a des Umsatzsteuergesetzes (UStG) für die Jahre ab 2003.


3 Im Anschluss an eine Außenprüfung ging das FA davon aus, dass die GmbH in den Jahren 2009 bis 2012 (Streitjahre) 
in der Cafeteria keine Warenumsätze mehr ausgeführt habe (Gewerbeabmeldung im Februar 2013). Dies habe eine 
weiter gehende Berichtigung nach § 15a UStG zur Folge, da überhaupt keine Nutzung für Umsätze mit Recht auf 
Vorsteuerabzug vorliege.
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4 Einspruch und Klage zum Finanzgericht (FG) hatten keinen Erfolg. Das FG ging in seinem in Entscheidungen der 
Finanzgerichte (EFG) 2018, 338 veröffentlichten Urteil von einer Betriebseinstellung in den Streitjahren aus. Die 
Verwendungsabsichten hätten sich geändert, da die Absicht zur Nutzung für steuerpflichtige Bewirtungsumsätze 
entfallen sei. Die Cafeteria habe nicht gänzlich leer gestanden, sondern sei ausschließlich steuerfrei durch die 
Heimbewohner genutzt worden. Da eine steuerpflichtige Nutzung (auswärtige Besucher) entfallen sei, hätten sich 
zwangsläufig die Nutzungsanteile dahingehend geändert, dass nunmehr eine ausschließliche Nutzung durch die 
Heimbewohner vorliege. An einer Nutzung zu anderen als zu steuerfreien Zwecken habe es gefehlt.


5 Mit ihrer Revision macht die Klägerin geltend, dass die bloße Nichtnutzung ohne private Verwendungsmöglichkeit 
nicht zu einer Vorsteuerberichtigung führe. Es liege allenfalls eine ein- oder zweimalige Nutzung jährlich für den 
Betrieb des Heims und seiner Bewohner (Versammlungen) vor. Es komme daher nur eine Berichtigung für die 
entsprechenden Voranmeldungszeiträume in Betracht. Die Cafeteria sei eine Fehlinvestition.


6 Die Klägerin beantragt sinngemäß,
das Urteil des FG und die Umsatzsteuerbescheide 2009 bis 2012 vom 30.12.2014 in Gestalt der 
Einspruchsentscheidung vom 05.01.2016 aufzuheben.


7 Das FA beantragt,
die Revision zurückzuweisen.


8 Die für eine Vorsteuerberichtigung erforderliche Verhältnisänderung liege vor. Die Annahme der Klägerin, dass die 
Feststellungen des FG unzutreffend seien, sei nicht nachvollziehbar; die Cafeteria habe sich neben dem Speiseraum 
des Altenheims befunden und sei von diesem nur durch eine abschließbare Zwischentüre getrennt gewesen.


9 Im Revisionsverfahren hat der erkennende Senat mit Beschluss vom 27.03.2019 - V R 61/17 (BFHE 264, 90) das 
Verfahren nach § 121 Satz 1 i.V.m. § 74 der Finanzgerichtsordnung (FGO) ausgesetzt und den Gerichtshof der 
Europäischen Union (EuGH) um Vorabentscheidung zur Klärung folgender Frage zur Auslegung der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL) ersucht:


"Muss ein Steuerpflichtiger, der einen Investitionsgegenstand im Hinblick auf eine steuerpflichtige 
Verwendung mit Recht auf Vorsteuerabzug herstellt (hier: Errichtung eines Gebäudes zum Betrieb 
einer Cafeteria), den Vorsteuerabzug nach Art. 185 Abs. 1 und Art. 187 MwStSystRL berichtigen, 
wenn er die zum Vorsteuerabzug berechtigende Umsatztätigkeit (hier: Betrieb der Cafeteria) 
einstellt und der Investitionsgegenstand im Umfang der zuvor steuerpflichtigen Verwendung 
nunmehr ungenutzt bleibt?"


10 Hierauf hat der EuGH mit Urteil Finanzamt Bad Neuenahr-Ahrweiler vom 09.07.2020 - C-374/19 (EU:C:2020:546, 
Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung --HFR-- 2020, 855, Rz 35) wie folgt geantwortet:


"Nach den vorstehenden Erwägungen ist auf die vorgelegte Frage zu antworten, dass die Art. 184, 
185 und 187 der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen sind, dass sie einer nationalen 
Regelung nicht entgegenstehen, nach der ein Steuerpflichtiger, der das Recht erworben hat, die 
auf die Errichtung einer zur Nutzung sowohl für besteuerte als auch für steuerbefreite Umsätze 
bestimmten Cafeteria im Anbau eines von ihm umsatzsteuerfrei betriebenen Alten- und 
Pflegeheims entfallende Vorsteuer anteilig abzuziehen, zur Berichtigung des ursprünglichen 
Vorsteuerabzugs verpflichtet ist, wenn er jeglichen besteuerten Umsatz in den Räumlichkeiten 
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dieser Cafeteria eingestellt hat, sofern er weiterhin steuerbefreite Umsätze in diesen 
Räumlichkeiten getätigt und diese somit nunmehr ausschließlich für diese Umsätze genutzt hat."


11 Die Klägerin weist hierzu darauf hin, dass dem Urteil des EuGH ein nicht existenter Sachverhalt zugrunde liege. Das 
FA habe eine Mitnutzung durch die Altenheimbewohner angenommen, die nach der Schließung der Cafeteria nicht 
mehr möglich gewesen sei. Wie die Bundesrepublik Deutschland in ihrer Stellungnahme vor dem EuGH ausgeführt 
habe, sei es nach der Schließung nur noch zu einer tageweisen Nutzung für Versammlungen und Feierlichkeiten der 
Heimbewohner gekommen. Dabei habe es sich um ein Sommerfest und eine Weihnachtsfeier gehandelt, so dass eine 
Vorsteuerberichtigung in jedem der Streitjahre nur für zwei Monate in Betracht komme. Dies sei ggf. in einem 
zweiten Rechtsgang aufzuklären.


12 Das FA weist darauf hin, dass der EuGH nicht von einem Leerstand, sondern von einem Entfallen der 
steuerpflichtigen Umsätze und damit von einer nunmehr ausschließlichen Nutzung für steuerfreie Umsätze 
ausgegangen sei. Auf eine Willensabhängigkeit dieser Änderung komme es nicht an.


Entscheidungsgründe


II.


13 Die Revision der Klägerin ist begründet. Das Urteil des FG ist aufzuheben und die Sache an das FG 
zurückzuverweisen (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 FGO). Entfällt bei einem Gegenstand, den der Unternehmer zunächst 
gemischt für steuerpflichtige und steuerfreie Umsätze genutzt hatte, die Verwendung für die steuerpflichtigen 
Umsätze, während der Unternehmer die Verwendung für die steuerfreien Umsätze fortsetzt, kann dies zu einer 
Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG führen. Demgegenüber bewirkt der bloße Leerstand ohne 
Verwendungsabsicht keine Änderung der Verhältnisse.


14 1. Ändern sich bei einem Wirtschaftsgut, das nicht nur einmalig zur Ausführung von Umsätzen verwendet wird, 
innerhalb von fünf Jahren ab dem Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung die für den ursprünglichen Vorsteuerabzug 
maßgebenden Verhältnisse, ist gemäß § 15a Abs. 1 UStG für jedes Kalenderjahr der Änderung ein Ausgleich durch 
eine Berichtigung des Abzugs der auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten entfallenden Vorsteuerbeträge 
vorzunehmen. Bei Grundstücken einschließlich ihrer wesentlichen Bestandteile, bei Berechtigungen, für die die 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts über Grundstücke gelten, und bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden tritt 
an die Stelle des Zeitraums von fünf Jahren ein Zeitraum von zehn Jahren.


15 Unionsrechtlich liegen hierzu mehrere Bestimmungen vor. So ordnet Art. 184 MwStSystRL an, dass der ursprüngliche 
Vorsteuerabzug berichtigt wird, wenn der Vorsteuerabzug höher oder niedriger ist als der, zu dessen Vornahme der 
Steuerpflichtige berechtigt war. Zudem erfolgt die Berichtigung nach Art. 185 Abs. 1 MwStSystRL insbesondere dann, 
wenn sich die Faktoren, die bei der Bestimmung des Vorsteuerabzugsbetrags berücksichtigt werden, nach Abgabe 
der Mehrwertsteuererklärung geändert haben, zum Beispiel bei rückgängig gemachten Käufen oder erlangten 
Rabatten. Schließlich bestimmt Art. 187 Abs. 1 MwStSystRL, dass bei Investitionsgütern die Berichtigung während 
eines Zeitraums von fünf Jahren einschließlich des Jahres erfolgt, in dem diese Güter erworben oder hergestellt 
wurden. Dabei können die Mitgliedstaaten für die Berichtigung einen Zeitraum von fünf vollen Jahren festlegen, der 
mit der erstmaligen Verwendung dieser Güter beginnt. Bei Grundstücken, die als Investitionsgut erworben wurden, 
kann der Zeitraum für die Berichtigung bis auf 20 Jahre verlängert werden.


16
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2. Zur Vorsteuerberichtigung hat der EuGH in seinem Urteil Finanzamt Bad Neuenahr-Ahrweiler (EU:C:2020:546, HFR 
2020, 855) entschieden, dass Art. 184, 185 und 187 MwStSystRL "einer nationalen Regelung nicht entgegenstehen, 
nach der ein Steuerpflichtiger, der das Recht erworben hat, die auf die Errichtung einer zur Nutzung sowohl für 
besteuerte als auch für steuerbefreite Umsätze bestimmten Cafeteria im Anbau eines von ihm umsatzsteuerfrei 
betriebenen Alten- und Pflegeheims entfallende Vorsteuer anteilig abzuziehen, zur Berichtigung des ursprünglichen 
Vorsteuerabzugs verpflichtet ist, wenn er jeglichen besteuerten Umsatz in den Räumlichkeiten dieser Cafeteria 
eingestellt hat, sofern er weiterhin steuerbefreite Umsätze in diesen Räumlichkeiten getätigt und diese somit 
nunmehr ausschließlich für diese Umsätze genutzt hat".


17 Entscheidend ist hierfür, dass "die Räumlichkeiten der genannten Cafeteria (...) nicht leer stehen, sondern nunmehr 
ausschließlich im Rahmen steuerbefreiter Umsätze genutzt werden" (EuGH-Urteil Finanzamt Bad Neuenahr-
Ahrweiler, EU:C:2020:546, HFR 2020, 855, Rz 30). Auf dieser Grundlage kommt es darauf an, ob die Räumlichkeiten 
der Cafeteria nunmehr "ausschließlich für die Zwecke der steuerbefreiten Umsätze der Klägerin des 
Ausgangsverfahrens verwendet wurden, was jedoch vom vorlegenden Gericht zu überprüfen ist". Es "dienen die im 
früheren Stadium getätigten Umsätze [dann] (...) nicht mehr der Erbringung besteuerter Leistungen und unterliegen 
damit dem Mechanismus der Berichtigung der Abzüge" (EuGH-Urteil Finanzamt Bad Neuenahr-Ahrweiler, 
EU:C:2020:546, HFR 2020, 855, Rz 32).


18 3. Danach ist das Urteil des FG aufzuheben und die Sache an das FG zurückzuverweisen.


19 Das FG ist bei seiner Entscheidung davon ausgegangen, dass nur die "steuerpflichtige Nutzung durch die auswärtigen 
Besucher weggefallen" sei, während die Nutzung durch die Heimbewohner "im bisherigen Umfang" fortgesetzt 
wurde. Im Hinblick auf die Revisionsrüge der Klägerin ist demgegenüber zu prüfen, ob die Räume der Cafeteria 
verschlossen waren und eine nur punktuelle Verwendung für Veranstaltungen des Heims mit einem Leerstand ohne 
Verwendungsabsicht im Übrigen vorlag. Denn im Umfang eines derartigen Leerstands liegt keine Nutzung für 
steuerfreie Umsätze vor.


20 Es käme dann nur eine anteilige Vorsteuerberichtigung im Umfang der Verwendung für die Veranstaltungen unter 
Beachtung von § 15a Abs. 11 UStG i.V.m. §§ 44 f. der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung, nicht aber eine 
vollumfängliche Berichtigung für das gesamte Jahr in Betracht (vgl. allgemein Oelmaier in Sölch/Ringleb, 
Umsatzsteuer, § 15a Rz 227). Hierzu sind in einem zweiten Rechtsgang weitere Feststellungen zu treffen.


21 4. Die Übertragung der Kostenentscheidung beruht auf § 143 Abs. 2 FGO.


22 5. Die Entscheidung ergeht im schriftlichen Verfahren (§ 121 Satz 1 i.V.m. § 90 Abs. 2 FGO).
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EuGH-Vorlage vom 27. März 2019, V R 61/17 
EuGH-Vorlage zum erfolglosen Unternehmer


ECLI:DE:BFH:2019:VE.270319.VR61.17.0


BFH V. Senat


UStG § 15a , EGRL 112/2006 Art 185 , EGRL 112/2006 Art 187 , AEUV Art 267 , UStG VZ 2009 , UStG VZ 2010 , UStG VZ 
2011 , UStG VZ 2012 


vorgehend Finanzgericht Rheinland-Pfalz , 13. Juni 2017, Az: 3 K 1111/16


Leitsätze


Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:


Muss ein Steuerpflichtiger, der einen Investitionsgegenstand im Hinblick auf eine steuerpflichtige Verwendung mit Recht 
auf Vorsteuerabzug herstellt (hier: Errichtung eines Gebäudes zum Betrieb einer Cafeteria), den Vorsteuerabzug nach Art. 
185 Abs. 1 und Art. 187 MwStSystRL berichtigen, wenn er die zum Vorsteuerabzug berechtigende Umsatztätigkeit (hier: 
Betrieb der Cafeteria) einstellt und der Investitionsgegenstand im Umfang der zuvor steuerpflichtigen Verwendung 
nunmehr ungenutzt bleibt?


Tenor


I. Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:


Muss ein Steuerpflichtiger, der einen Investitionsgegenstand im Hinblick auf eine steuerpflichtige Verwendung mit Recht 
auf Vorsteuerabzug herstellt (hier: Errichtung eines Gebäudes zum Betrieb einer Cafeteria), den Vorsteuerabzug nach Art. 
185 Abs. 1 und Art. 187 MwStSystRL berichtigen, wenn er die zum Vorsteuerabzug berechtigende Umsatztätigkeit (hier: 
Betrieb der Cafeteria) einstellt und der Investitionsgegenstand im Umfang der zuvor steuerpflichtigen Verwendung 
nunmehr ungenutzt bleibt?


II. Das Verfahren wird bis zur Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union ausgesetzt.


Tatbestand


I.


1 Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist Organträgerin einer GmbH, die ein Alten– und Pflegeheim steuerfrei 
betreibt. Im Jahr 2003 errichtete die GmbH in einem Anbau eine Cafeteria, die für Besucher durch einen Außeneingang 
und für Heimbewohner durch den Speisesaal des Pflegeheims zugänglich war.


2 Die Klägerin ging zunächst davon aus, dass sie die Cafeteria ausschließlich für steuerpflichtige Umsätze nutze. Nach 
einem vom Finanzgericht (FG) in Bezug genommenen Prüfungsvermerk des Beklagten und Revisionsbeklagten 
(Finanzamt --FA--) wurden in der Cafeteria keine getrennten Aufzeichnungen geführt, da die Heimbewohner nach den 
Angaben der Klägerin die Cafeteria überhaupt nicht frequentierten. Der weitaus größte Teil sei körperlich so 
eingeschränkt, dass an einen Besuch der Cafeteria nicht zu denken sei. Besuch von Verwandten, Freunden und 
Bekannten würden nur die wenigsten erhalten. Und die würden dann auch noch in dem neu angebauten Speisesaal 
bleiben, da dieser auch als Aufenthaltsraum diene und es dort zudem Kaffee und teilweise Kuchen kostenlos gäbe. Die 
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Cafeteria an sich sei nur für auswärtige Gäste gedacht gewesen, die dann möglichst nicht neben einem Heimbewohner 
in Pantoffeln und Bademantel sitzen sollten. Nach dem Vermerk handelte es sich um Argumente, denen sich das FA im 
Rahmen der Umsatzsteuer-Sonderprüfung nicht verschließen konnte. Nichtsdestotrotz erschien es dem FA 
unwahrscheinlich, dass überhaupt keine Heimbewohner mit ihren Besuchern die Cafeteria aufsuchten und nutzten. 
Daraufhin kam es zu einer Verständigung, eine steuerfreie Nutzung der Cafeteria zu 10 % anzunehmen. Dies führte zur 
Annahme einer Berichtigung nach § 15a des Umsatzsteuergesetzes (UStG) für die Jahre ab 2003.


3 Im Anschluss an eine Außenprüfung ging des FA davon aus, dass die GmbH in den Streitjahren 2009 bis 2012 in der 
Cafeteria keine Warenumsätze mehr ausgeführt habe. Im Februar 2013 sei das diesbezügliche Gewerbe abgemeldet 
worden. Dies habe zu einer weiter gehenden Berichtigung nach § 15a UStG geführt, da jetzt überhaupt keine Nutzung 
für Umsätze mit Recht auf Vorsteuerabzug vorliege.


4 Einspruch und Klage zum FG hatten keinen Erfolg. Das FG ging in seinem in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 
2018, 338 veröffentlichten Urteil von einer Betriebseinstellung in den Streitjahren aus. Zwar sei ein Leerstehen von 
Räumlichkeiten kein Umsatz und trete durch einen Leerstand keine Änderung der Verhältnisse ein. Abzustellen sei 
aber auf die Verwendungsabsichten. Diese hätten sich geändert, da die Absicht zur Nutzung für steuerpflichtige 
Bewirtungsumsätze entfallen sei. Die Cafeteria habe nicht gänzlich leer gestanden, sondern sei nunmehr 
ausschließlich steuerfrei durch die Heimbewohner genutzt worden. Da eine umsatzsteuerpflichtige Nutzung durch 
auswärtige Besucher weggefallen sei, hätten sich zwangsläufig die Nutzungsanteile dahingehend geändert, dass 
nunmehr die Heimbewohner diese zu 100 % nutzen. Eine Nutzung zu anderen Zwecken als zu umsatzsteuerfreien 
Zwecken liege nicht vor.


5 Hiergegen wendet sich die Klägerin mit der Revision. Werde ein Gegenstand des Unternehmensvermögens ohne 
private Nutzungsmöglichkeit nicht mehr verwendet, liege keine Nutzungsänderung vor, die zu einer 
Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG führe. Die Cafeteria sei eine Fehlinvestition. Der möglichen Nutzung durch das 
Altenheim sei Rechnung getragen worden. Eine Fehlinvestition dürfe aus Gründen der steuerlichen Neutralität nicht 
zu einer Vorsteuerberichtigung führen. Es handele sich um eine voll funktionsfähige Cafeteria. Die Nutzung durch die 
Heimbewohner beschränke sich immer noch auf 10 %. Die Annahme einer weiter gehenden Nutzung widerspreche 
den tatsächlichen Gegebenheiten. Schon aus Gründen der Verkehrssicherheit und der Unfallverhütung sei der Zugang 
zur Cafeteria verschlossen gewesen. Die Ablehnung einer Teilwertabschreibung belege, dass noch eine Absicht zur 
Nutzung bestehe. Hiergegen wendet das FA ein, dass sich die Nutzung geändert habe, da die Absicht, steuerpflichtige 
Umsätze auszuführen, entfallen sei. Daher liege nur noch eine Verwendung für steuerfreie Umsätze vor.


Entscheidungsgründe


II.


6 Der Senat legt dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) die im Leitsatz bezeichnete Frage zur Auslegung der 
Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
(MwStSystRL) vor und setzt das Verfahren bis zur Entscheidung des EuGH aus.


7 1. Rechtlicher Rahmen
a) Unionsrecht
Art. 185 Abs. 1 MwStSystRL bestimmt:


"Die Berichtigung erfolgt insbesondere dann, wenn sich die Faktoren, die bei der Bestimmung des 
Vorsteuerabzugsbetrags berücksichtigt werden, nach Abgabe der Mehrwertsteuererklärung geändert haben, zum 
Beispiel bei rückgängig gemachten Käufen oder erlangten Rabatten."
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Art. 187 MwStSystRL lautet wie folgt:


"(1) Bei Investitionsgütern erfolgt die Berichtigung während eines Zeitraums von fünf Jahren einschließlich des Jahres, in 
dem diese Güter erworben oder hergestellt wurden.


Die Mitgliedstaaten können jedoch für die Berichtigung einen Zeitraum von fünf vollen Jahren festlegen, der mit der 
erstmaligen Verwendung dieser Güter beginnt.


Bei Grundstücken, die als Investitionsgut erworben wurden, kann der Zeitraum für die Berichtigung bis auf 20 Jahre 
verlängert werden.


(2) Die jährliche Berichtigung betrifft nur ein Fünftel beziehungsweise im Falle der Verlängerung des 
Berichtigungszeitraums den entsprechenden Bruchteil der Mehrwertsteuer, mit der diese Investitionsgüter belastet waren.


Die in Unterabsatz 1 genannte Berichtigung erfolgt entsprechend den Änderungen des Rechts auf Vorsteuerabzug, die in 
den folgenden Jahren gegenüber dem Recht für das Jahr eingetreten sind, in dem die Güter erworben, hergestellt oder 
gegebenenfalls erstmalig verwendet wurden."


8 b) Nationales Recht
§ 15a Abs. 1 UStG ordnet an:


"Ändern sich bei einem Wirtschaftsgut, das nicht nur einmalig zur Ausführung von Umsätzen verwendet wird, 
innerhalb von fünf Jahren ab dem Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung die für den ursprünglichen Vorsteuerabzug 
maßgebenden Verhältnisse, ist für jedes Kalenderjahr der Änderung ein Ausgleich durch eine Berichtigung des Abzugs 
der auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten entfallenden Vorsteuerbeträge vorzunehmen. Bei Grundstücken 
einschließlich ihrer wesentlichen Bestandteile, bei Berechtigungen, für die die Vorschriften des bürgerlichen Rechts 
über Grundstücke gelten, und bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden tritt an die Stelle des Zeitraums von fünf 
Jahren ein Zeitraum von zehn Jahren."


9 2. Zur Vorlagefrage
a) Willensunabhängige Erfolglosigkeit


Klärungsbedürftig und nach Auffassung des Senats durch den EuGH zu entscheiden ist, ob eine vom Willen des 
Steuerpflichtigen unabhängige Erfolglosigkeit, die zu einer bloßen Nichtnutzung eines Investitionsguts führt, eine 
Änderung der Faktoren bewirkt, die bei der Bestimmung des Vorsteuerabzugsbetrags berücksichtigt wurden (Art. 185 
Abs. 1 MwStSystRL).


10 aa) Der Unternehmer wird durch den Vorsteuerabzug vollständig von der im Rahmen seiner wirtschaftlichen 
Tätigkeit geschuldeten oder entrichteten Mehrwertsteuer entlastet. Damit wird völlige Neutralität hinsichtlich der 
steuerlichen Belastung aller wirtschaftlichen Tätigkeiten unabhängig von ihrem Zweck und ihrem Ergebnis 
gewährleistet, sofern diese Tätigkeiten selbst der Mehrwertsteuer unterliegen (EuGH-Urteile Centralan Property vom 
15. Dezember 2005 C-63/04, EU:C:2005:773, Rz 51, und Imofloresmira - Investimentos Imobiliários vom 28. Februar 
2018 C-672/16, EU:C:2018:134, Rz 38).


11 bb) Dabei bleibt das Recht auf Vorsteuerabzug auch dann erhalten, wenn der Steuerpflichtige die Gegenstände und 
Dienstleistungen, die zu dem Abzug geführt haben, später aufgrund von Umständen, die von seinem Willen 
unabhängig sind, nicht im Rahmen besteuerter Umsätze verwenden konnte (EuGH-Urteile INZO vom 29. Februar 
1996 C-110/94, EU:C:1996:67, Rz 20; Ghent Coal Terminal vom 15. Januar 1998 C-37/95, EU:C:1998:1, Rz 19 f., und 
Imofloresmira - Investimentos Imobiliários, EU:C:2018:134, Rz 40 und 42). Andernfalls käme es entgegen dem 
Grundsatz der Neutralität zu willkürlichen Unterscheidungen, da die endgültige Zulassung der Abzüge davon 
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abhinge, ob Investitionen zu steuerbaren Umsätzen führen (EuGH-Urteile INZO, EU:C:1996:67, Rz 22, und 
Imofloresmira - Investimentos Imobiliários, EU:C:2018:134, Rz 43). Es ist daher mit dem Grundsatz der steuerlichen 
Neutralität nicht vereinbar, die endgültige Zulassung der Vorsteuerabzüge von den Ergebnissen der vom 
Steuerpflichtigen ausgeübten wirtschaftlichen Tätigkeit abhängig zu machen. Dies führe zu ungerechtfertigten 
Unterscheidungen zwischen Unternehmen mit demselben Profil und derselben Tätigkeit in Bezug auf die steuerliche 
Behandlung von identischen Immobilieninvestitionstätigkeiten (EuGH-Urteil Imofloresmira - Investimentos 
Imobiliários, EU:C:2018:134, Rz 44).


12 b) Gleichstellung absichtsloser Nichtverwendung und Nichtverwendung in Absicht steuerpflichtiger Verwendung


Die vom Willen des Unternehmers unabhängige Nichtverwendung ohne weitere Nutzungsabsicht kann einer 
Nichtverwendung trotz Absicht zu einer steuerpflichtigen Nutzung, wie sie dem EuGH-Urteil Imofloresmira - 
Investimentos Imobiliários (EU:C:2018:134) zugrunde lag, gleichzustellen sein.


13 Hat der Unternehmer in der Absicht einer zum Vorsteuerabzug berechtigenden Nutzung ein Wirtschaftsgut 
hergestellt und kann er die beabsichtigte Nutzung wegen einer von seinem Willen unabhängigen Erfolglosigkeit 
nicht dauerhaft verwirklichen, würde das sich hieraus ergebende Fehlen jeglicher Nutzung und jeglicher 
Verwendungsabsicht keine Änderung der Verhältnisse bewirken, die zu einer Vorsteuerberichtigung führt.


14 3. Zur Entscheidungserheblichkeit der Vorlagefrage


Die bereits in den Streitjahren bestehende Schließung des Betriebs der Cafeteria beruhte nach den für den 
erkennenden Senat bindenden Feststellungen des FG (§ 118 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--) auf der 
fehlenden wirtschaftlichen Rentabilität und damit auf der Erfolglosigkeit der Klägerin, die für sich genommen keine 
Änderung der Verhältnisse begründete.


15 Die Schließung des Betriebs der Cafeteria führte nicht dazu, dass eine ausschließlich steuerfreie Nutzung durch die 
Heimbewohner vorlag. Denn durch die Betriebsschließung hat sich der Umfang der steuerfreien Verwendung durch 
die Heimbewohner nicht geändert. Diese blieb vielmehr unter Berücksichtigung der Umstände, die nach dem vom FG 
in Bezug genommenen Prüfungsvermerk zur Annahme einer steuerfreien Mitverwendung führten, unverändert. Die 
Nutzung für den steuerpflichtigen Betrieb der Cafeteria entfiel ersatzlos, ohne dass an die Stelle dieser bisherigen 
Verwendung eine erhöhte Nutzung durch die Heimbewohner trat. Somit lag neben der unveränderten Nutzung durch 
die Heimbewohner statt des früheren Betriebs der Cafeteria ein nunmehr brachliegender Betrieb mit insoweit 
ungenutzten Räumlichkeiten vor. Es könnte rechtsfehlerhaft sein, die so unterbleibende Nutzung dahingehend zu 
deuten, dass nunmehr eine ausschließliche Nutzung für steuerfreie Zwecke vorliegt.


16 Sonstige Umstände, die zu einer Vorsteuerberichtigung führen könnten, sind nicht gegeben. Insbesondere ist die 
bisherige Nutzung nicht durch eine andersartige steuerfreie Verwendung wie etwa bei einer nach § 4 Nr. 12 UStG 
steuerfreien Vermietung der Räumlichkeiten ersetzt worden, die dann trotz Erfolglosigkeit der ursprünglichen 
Verwendungsabsicht zu einer Vorsteuerberichtigung führen würde.


17 Auch eine Privatverwendung oder sonstige Nutzung des Anbaus, die nach Erfolglosigkeit eine Entnahme gemäß § 3 
Abs. 1b UStG begründen könnte, die bei ihrer Steuerfreiheit eine Vorsteuerberichtigung nach § 15a Abs. 8 UStG 
bewirkt, ist nicht ersichtlich. Insbesondere blieb der Anbau im Hinblick auf die fortgesetzte Mitnutzung durch die 
Heimbewohner Unternehmensgegenstand und war nicht Gegenstand einer Entnahme.
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18 4. Zum Rechtsgrund der Vorlage


Die Vorlage beruht auf Art. 267 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union.


19 5. Zur Verfahrensaussetzung


Die Aussetzung des Verfahrens beruht auf § 121 Satz 1 i.V.m. § 74 FGO.
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URTEIL DES GERICHTSHOFS (Achte Kammer)


9. Juli 2020(*)


„Vorlage zur Vorabentscheidung – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Berichtigung des 
Vorsteuerabzugs – Änderung des Rechts auf Vorsteuerabzug – Investitionsgut, das sowohl für 


besteuerte als auch für steuerbefreite Umsätze verwendet wird – Beendigung der Tätigkeit, die zum 
Vorsteuerabzug berechtigt – Verbleibende Verwendung ausschließlich für steuerbefreite Umsätze“


In der Rechtssache C-374/19


betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUV, eingereicht vom Bundesfinanzhof 
(Deutschland) mit Entscheidung vom 27. März 2019, beim Gerichtshof eingegangen am 13. Mai 2019, 
in dem Verfahren


HF


gegen


Finanzamt Bad Neuenahr-Ahrweiler


erlässt


DER GERICHTSHOF (Achte Kammer)


unter Mitwirkung der Kammerpräsidentin L. S. Rossi, der Präsidentin der Dritten Kammer A. Prechal 
(Berichterstatterin) und des Richters N. Wahl,


Generalanwalt: G. Hogan,


Kanzler: A. Calot Escobar,


aufgrund des schriftlichen Verfahrens,


unter Berücksichtigung der Erklärungen


–        von HF, vertreten durch M. S. Thum, Steuerberater,


–        der deutschen Regierung, vertreten durch J. Möller und S. Eisenberg als Bevollmächtigte,


–        der Europäischen Kommission, vertreten durch L. Lozano Palacios, J. Jokubauskaitė und 
R. Pethke als Bevollmächtigte,


aufgrund des nach Anhörung des Generalanwalts ergangenen Beschlusses, ohne Schlussanträge über 
die Rechtssache zu entscheiden,


folgendes


Urteil


1        Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung der Art. 185 und 187 der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
(ABl. 2006, L 347, S. 1, im Folgenden: Mehrwertsteuerrichtlinie).


2        Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen HF und dem Finanzamt Bad Neuenahr-Ahrweiler 
(Deutschland) (im Folgenden: Finanzamt). Dieser Rechtsstreit betrifft die Berichtigung des Abzugs der 
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Umsatzsteuer, die HF auf die Errichtung einer Cafeteria in einem Anbau des von ihr umsatzsteuerfrei 
betriebenen Alten- und Pflegeheims entrichtet hat.


Rechtlicher Rahmen


Unionsrecht


3        Nach Art. 167 der Mehrwertsteuerrichtlinie entsteht das Recht auf Vorsteuerabzug, wenn der Anspruch 
auf die abziehbare Steuer entsteht.


4        Art. 168 dieser Richtlinie bestimmt:


„Soweit die Gegenstände und Dienstleistungen für die Zwecke seiner besteuerten Umsätze verwendet 
werden, ist der Steuerpflichtige berechtigt, in dem Mitgliedstaat, in dem er diese Umsätze bewirkt, vom 
Betrag der von ihm geschuldeten Steuer folgende Beträge abzuziehen:


a)      die in diesem Mitgliedstaat geschuldete oder entrichtete Mehrwertsteuer für Gegenstände und 
Dienstleistungen, die ihm von einem anderen Steuerpflichtigen geliefert bzw. erbracht wurden 
oder werden;


…“


5        Art. 184 der Mehrwertsteuerrichtlinie lautet:


„Der ursprüngliche Vorsteuerabzug wird berichtigt, wenn der Vorsteuerabzug höher oder niedriger ist 
als der, zu dessen Vornahme der Steuerpflichtige berechtigt war.“


6        Art. 185 dieser Richtlinie sieht vor:


„(1) Die Berichtigung erfolgt insbesondere dann, wenn sich die Faktoren, die bei der Bestimmung des 
Vorsteuerabzugsbetrags berücksichtigt werden, nach Abgabe der Mehrwertsteuererklärung geändert 
haben, zum Beispiel bei rückgängig gemachten Käufen oder erlangten Rabatten.


(2) Abweichend von Absatz 1 unterbleibt die Berichtigung bei Umsätzen, bei denen keine oder eine 
nicht vollständige Zahlung geleistet wurde, in ordnungsgemäß nachgewiesenen oder belegten Fällen 
von Zerstörung, Verlust oder Diebstahl sowie bei Entnahmen für Geschenke von geringem Wert und 
Warenmuster im Sinne des Artikels 16.


Bei Umsätzen, bei denen keine oder eine nicht vollständige Zahlung erfolgt, und bei Diebstahl können 
die Mitgliedstaaten jedoch eine Berichtigung verlangen.“


7        Art. 187 der Mehrwertsteuerrichtlinie sieht vor:


„(1) Bei Investitionsgütern erfolgt die Berichtigung während eines Zeitraums von fünf Jahren 
einschließlich des Jahres, in dem diese Güter erworben oder hergestellt wurden.


Die Mitgliedstaaten können jedoch für die Berichtigung einen Zeitraum von fünf vollen Jahren 
festlegen, der mit der erstmaligen Verwendung dieser Güter beginnt.


Bei Grundstücken, die als Investitionsgut erworben wurden, kann der Zeitraum für die Berichtigung bis 
auf 20 Jahre verlängert werden.


(2) Die jährliche Berichtigung betrifft nur ein Fünftel beziehungsweise im Falle der Verlängerung des 
Berichtigungszeitraums den entsprechenden Bruchteil der Mehrwertsteuer, mit der diese 
Investitionsgüter belastet waren.


Die in Unterabsatz 1 genannte Berichtigung erfolgt entsprechend den Änderungen des Rechts auf 
Vorsteuerabzug, die in den folgenden Jahren gegenüber dem Recht für das Jahr eingetreten sind, in dem 
die Güter erworben, hergestellt oder gegebenenfalls erstmalig verwendet wurden.“
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Deutsches Recht


8        § 15a Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes in seiner auf den Sachverhalt des Ausgangsverfahrens 
anwendbaren Fassung (im Folgenden: UStG) bestimmt:


„Ändern sich bei einem Wirtschaftsgut, das nicht nur einmalig zur Ausführung von Umsätzen 
verwendet wird, innerhalb von fünf Jahren ab dem Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung die für den 
ursprünglichen Vorsteuerabzug maßgebenden Verhältnisse, ist für jedes Kalenderjahr der Änderung ein 
Ausgleich durch eine Berichtigung des Abzugs der auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
entfallenden Vorsteuerbeträge vorzunehmen. Bei Grundstücken einschließlich ihrer wesentlichen 
Bestandteile, bei Berechtigungen, für die die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über Grundstücke 
gelten, und bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden tritt an die Stelle des Zeitraums von fünf 
Jahren ein Zeitraum von zehn Jahren.“


Ausgangsrechtsstreit und Vorlagefrage


9        Die Klägerin des Ausgangsverfahrens ist Organträgerin einer GmbH, die ein Alten- und Pflegeheim 
umsatzsteuerfrei betreibt. Im Jahr 2003 errichtete diese GmbH in einem Anbau dieses Alten- und 
Pflegeheims eine Cafeteria, die für Besucher durch einen Außeneingang und für Heimbewohner durch 
den Speisesaal des Pflegeheims zugänglich war.


10      Die Klägerin des Ausgangsverfahrens hatte ursprünglich erklärt, dass sie die fragliche Cafeteria 
ausschließlich für steuerpflichtige Umsätze nutzen werde, da diese Cafeteria für auswärtige Besucher 
und nicht für die Heimbewohner gedacht gewesen sei, die im Speisesaal bleiben sollten. Nach einer 
ersten Prüfung im Jahr 2006 war das Finanzamt mit dieser Erklärung im Wesentlichen einverstanden, 
jedoch erschien es ihm unwahrscheinlich, dass überhaupt keine Heimbewohner mit ihren Besuchern die 
Cafeteria aufsuchten und nutzten. Daraufhin verständigten sich die Parteien des Ausgangsverfahrens 
auf die Annahme, die Cafeteria werde zu 10 % für steuerbefreite Umsätze genutzt. Dies führte zu einer 
Berichtigung nach § 15a UStG für die Jahre ab 2003.


11      Nach einer zweiten Prüfung stellte das Finanzamt fest, dass die GmbH, um die es im 
Ausgangsverfahren geht, in den Jahren 2009 bis 2012 in der fraglichen Cafeteria keine Warenumsätze 
mehr getätigt habe und das Gewerbe außerdem im Februar 2013 abgemeldet worden sei. Diese 
Feststellung veranlasste das Finanzamt zu einer weiter gehenden Berichtigung nach § 15a UStG für 
diese Jahre, da die Cafeteria überhaupt nicht mehr für Umsätze, die zum Vorsteuerabzug berechtigten, 
genutzt worden sei.


12      Nach erfolglosem Einspruch gegen die Entscheidung des Finanzamts, sie zu einer zweiten 
Berichtigung heranzuziehen, erhob die Klägerin des Ausgangsverfahrens Klage beim zuständigen 
Finanzgericht, das die Klage abwies. In seinem Urteil stellte das Finanzgericht fest, dass die Absicht zur 
Nutzung der fraglichen Cafeteria für steuerpflichtige Bewirtungsumsätze entfallen sei. Da die 
Räumlichkeiten nicht von auswärtigen Besuchern genutzt würden, hätten sich die Nutzungsanteile 
zwangsläufig dahin geändert, dass die Cafeteria nunmehr ausschließlich von den Heimbewohnern und 
somit zu 100 % für steuerbefreite Umsätze genutzt werde.


13      Die Klägerin des Ausgangsverfahrens legte gegen dieses Urteil Revision beim vorlegenden Gericht ein 
und machte geltend, dass die fragliche Cafeteria, die Gegenstand des Unternehmensvermögens ohne 
private Nutzungsmöglichkeit sei, zwar nicht mehr zu steuerpflichtigen Zwecken verwendet werde, dies 
jedoch keine Änderung der Nutzung dieser Cafeteria sei, die zu einer Berichtigung nach § 15a UStG 
führen könne. Die Nichtnutzung sei als Ergebnis einer Fehlinvestition aufzufassen. Dass das Finanzamt 
eine Teilwertabschreibung abgelehnt habe, belege, dass in den Jahren 2009 bis 2012 noch eine Absicht 
zur Nutzung der Cafeteria bestanden habe. Der Zugang zu der Cafeteria sei allein aus 
Sicherheitsgründen geschlossen worden. Ihre Nutzung durch die Heimbewohner habe nicht 
zugenommen.


14      Das vorlegende Gericht führt unter Bezugnahme u. a. auf das Urteil vom 28. Februar 2018, 
Imofloresmira – Investimentos Imobiliários (C-672/16, EU:C:2018:134), aus, dass das Recht auf 
Vorsteuerabzug auch dann erhalten bleibe, wenn der Steuerpflichtige die Gegenstände oder 
Dienstleistungen, die zu dem Abzug geführt hätten, später aufgrund von Umständen, die von seinem 
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Willen unabhängig seien, nicht im Rahmen besteuerter Umsätze habe verwenden können. Die vom 
Willen des Unternehmers unabhängige Nichtverwendung könne einer solchen Nichtverwendung trotz 
Absicht der steuerpflichtigen Nutzung gleichzustellen sein.


15      Das vorlegende Gericht weist darauf hin, dass die Schließung des Betriebs der Cafeteria auf fehlender 
wirtschaftlicher Rentabilität und damit auf der Erfolglosigkeit der Klägerin des Ausgangsverfahrens 
beruhe, die für sich genommen keine Änderung der zu einem Abzugsrecht führenden Verhältnisse im 
Sinne von Art. 185 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie begründe, da sich der Umfang der 
umsatzsteuerfreien Nutzung der Cafeteria durch die Heimbewohner durch die Betriebsschließung nicht 
geändert habe. Somit sei die Nutzung der Cafeteria für steuerpflichtige Umsätze ersatzlos entfallen, 
ohne dass an die Stelle dieser bisherigen Verwendung eine erhöhte Nutzung durch die Heimbewohner 
getreten sei. Es könnte rechtsfehlerhaft sein, die unterbleibende Nutzung der fraglichen Cafeteria dahin 
zu deuten, dass nunmehr eine ausschließliche Nutzung für steuerbefreite Umsätze vorliege.


16      Unter diesen Umständen hat der Bundesfinanzhof (Deutschland) das Verfahren ausgesetzt und dem 
Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:


Muss ein Steuerpflichtiger, der einen Investitionsgegenstand im Hinblick auf eine steuerpflichtige 
Verwendung mit Recht auf Vorsteuerabzug herstellt (hier: Errichtung eines Gebäudes zum Betrieb 
einer Cafeteria), den Vorsteuerabzug nach Art. 185 Abs. 1 und Art. 187 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
berichtigen, wenn er die zum Vorsteuerabzug berechtigende Umsatztätigkeit (hier: Betrieb der 
Cafeteria) einstellt und der Investitionsgegenstand im Umfang der zuvor steuerpflichtigen Verwendung 
nunmehr ungenutzt bleibt?


Zur Vorlagefrage


17      Mit seiner Frage möchte das vorlegende Gericht wissen, ob die Art. 184, 185 und 187 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen sind, dass sie einer nationalen Regelung entgegenstehen, 
nach der ein Steuerpflichtiger, der das Recht erworben hat, die auf die Errichtung einer zur Nutzung 
sowohl für besteuerte als auch für steuerbefreite Umsätze bestimmten Cafeteria im Anbau eines von 
ihm umsatzsteuerfrei betriebenen Alten- und Pflegeheims entfallende Vorsteuer anteilig abzuziehen, 
zur Berichtigung des ursprünglichen Vorsteuerabzugs verpflichtet ist, wenn er jeglichen besteuerten 
Umsatz in den Räumlichkeiten dieser Cafeteria eingestellt hat.


18      Hierzu ist darauf hinzuweisen, dass der Steuerpflichtige durch die Regelung über den Vorsteuerabzug 
vollständig von der im Rahmen seiner gesamten wirtschaftlichen Tätigkeit geschuldeten oder 
entrichteten Mehrwertsteuer entlastet werden soll. Das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
gewährleistet somit die Neutralität hinsichtlich der steuerlichen Belastung aller wirtschaftlichen 
Tätigkeiten unabhängig von ihrem Zweck und ihrem Ergebnis, sofern diese Tätigkeiten selbst 
grundsätzlich der Mehrwertsteuer unterliegen (Urteil vom 25. Juli 2018, Gmina Ryjewo, C-140/17, 
EU:C:2018:595, Rn. 29).


19      Das Abzugsrecht setzt voraus, dass der Betreffende „Steuerpflichtiger“ im Sinne der 
Mehrwertsteuerrichtlinie ist und dass die fraglichen Gegenstände und Dienstleistungen für Zwecke 
seiner besteuerten Umsätze verwendet worden sind. Allerdings bestimmt die tatsächliche oder 
beabsichtigte Verwendung der Gegenstände oder Dienstleistungen nur den Umfang des ursprünglichen 
Vorsteuerabzugs, zu dem der Steuerpflichtige befugt ist, und den Umfang etwaiger Berichtigungen 
während der darauffolgenden Zeiträume, berührt jedoch nicht die Entstehung des Abzugsrechts (vgl. in 
diesem Sinne Urteil vom 28. Februar 2018, Imofloresmira – Investimentos Imobiliários, C-672/16, 
EU:C:2018:134, Rn. 33 und 39).


20      Der in den Art. 184 bis 187 der Mehrwertsteuerrichtlinie vorgesehene Berichtigungsmechanismus ist 
Bestandteil der mit dieser Richtlinie eingeführten Vorsteuerabzugsregelung. Er soll die Genauigkeit der 
Vorsteuerabzüge in der Weise erhöhen, dass die Neutralität der Mehrwertsteuer gewährleistet wird, so 
dass die auf einer früheren Stufe bewirkten Umsätze weiterhin nur insoweit zum Abzug berechtigen, als 
sie der Erbringung von Leistungen dienen, die dieser Steuer unterliegen. Dieser Mechanismus verfolgt 
somit das Ziel, einen engen und unmittelbaren Zusammenhang zwischen dem Vorsteuerabzugsrecht 
und der Nutzung der betreffenden Gegenstände und Dienstleistungen für besteuerte Ausgangsumsätze 
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herzustellen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 27. März 2019, Mydibel, C-201/18, EU:C:2019:254, 
Rn. 27 und die dort angeführte Rechtsprechung).


21      Im gemeinsamen Mehrwertsteuersystem können nämlich nur Steuern abgezogen werden, mit denen die 
von einem Steuerpflichtigen für die Zwecke seiner besteuerten Umsätze verwendeten Gegenstände oder 
Dienstleistungen auf der Vorstufe belastet waren. Der Vorsteuerabzug ist an die Erhebung der Steuern 
auf der folgenden Stufe geknüpft. Werden die von einem Steuerpflichtigen erworbenen Gegenstände 
oder Dienstleistungen für die Zwecke steuerbefreiter Umsätze oder solcher Umsätze verwendet, die 
nicht vom Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer erfasst werden, so kann es weder zur Erhebung der 
Steuer auf der folgenden Stufe noch zum Abzug der Vorsteuer kommen (vgl. in diesem Sinne Urteil 
vom 11. April 2018, SEB bankas, C-532/16, EU:C:2018:228, Rn. 38).


22      Im vorliegenden Fall steht fest, dass die Klägerin des Ausgangsverfahrens das Recht zum Abzug der 
Umsatzsteuer erworben hat, die sie auf die Errichtung der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden 
Cafeteria entrichtet hatte. Dieses Recht war Gegenstand einer ersten Berichtigung im Jahr 2006, durch 
die das Finanzamt den Umfang des Abzugsrechts auf 90 % der auf die Errichtung dieser Cafeteria 
entfallenden Umsatzsteuer festsetzte. Dabei legte es seine – von der Klägerin des Ausgangsverfahrens 
nicht beanstandete – Schätzung zugrunde, wonach die Cafeteria zu 10 % für steuerbefreite Umsätze 
genutzt werde.


23      Zu der Berichtigung für die Jahre 2009 bis 2012, die Gegenstand des Ausgangsrechtsstreits ist, geht 
aus den dem Gerichtshof vorliegenden Akten hervor, dass das Finanzamt sie auf der Grundlage der 
Feststellung vorgenommen hat, dass in diesem Zeitraum in der im Ausgangsverfahren in Rede 
stehenden Cafeteria überhaupt keine besteuerten Umsätze mehr getätigt worden seien, die Cafeteria 
somit nunmehr ausschließlich für steuerbefreite Umsätze genutzt worden sei. Dieser Umstand stellt 
nach Auffassung des Finanzamts eine Änderung im Sinne von Art. 185 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
dar, die eine Berichtigung des Abzugs für diese Jahre erfordere.


24      Das vorlegende Gericht hat jedoch Zweifel daran, dass hier eine solche Änderung vorliegt, da es der 
Ansicht ist, dass die bloße Einstellung der besteuerten Tätigkeit darauf beruhe, dass sich der 
steuerpflichtige Betrieb der fraglichen Cafeteria als wirtschaftlich unrentabel erwiesen und hier weder 
zu einer Änderung noch zu einer Zunahme der steuerbefreiten Tätigkeit geführt habe.


25      Zum einen ergibt sich hierzu aus der in Rn. 20 des vorliegenden Urteils angeführten Rechtsprechung, 
dass die Ausübung des Abzugsrechts grundsätzlich erfordert, dass ein enger und unmittelbarer 
Zusammenhang zwischen dem Recht auf Abzug der auf der Vorstufe entrichteten Mehrwertsteuer und 
der Verwendung der betreffenden Gegenstände und Dienstleistungen für auf der folgenden Stufe 
besteuerte Umsätze besteht. Wird während des nach Art. 187 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
festgelegten Berichtigungszeitraums festgestellt, dass dieser Zusammenhang, auch wenn er in einem 
früheren Stadium tatsächlich bestand, nunmehr entfallen ist, liegt somit bei Investitionsgütern wie der 
im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Cafeteria grundsätzlich eine Änderung im Sinne von Art. 185 
dieser Richtlinie vor, die zu einer Berichtigung des Abzugs verpflichtet.


26      Zum anderen bleibt nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs das Recht auf Vorsteuerabzug 
grundsätzlich u. a. selbst dann erhalten, wenn der Steuerpflichtige später die betreffenden Gegenstände 
und Dienstleistungen, die zu dem Abzug geführt haben, aufgrund von Umständen, die von seinem 
Willen unabhängig sind, nicht im Rahmen besteuerter Umsätze verwendet (Urteil vom 28. Februar 
2018, Imofloresmira – Investimentos Imobiliários, C-672/16, EU:C:2018:134, Rn. 40 und die dort 
angeführte Rechtsprechung). Hierzu hat der Gerichtshof näher ausgeführt, dass die Annahme, dass es 
für die Feststellung von Änderungen im Sinne von Art. 185 der Mehrwertsteuerrichtlinie genügt, dass 
ein Gebäude nach der Auflösung eines entsprechenden Pachtvertrags aus vom Willen seines 
Eigentümers unabhängigen Umständen leer gestanden hat, selbst wenn dieser erwiesenermaßen noch 
immer die Absicht hat, dieses für eine besteuerte Tätigkeit zu nutzen, und die dazu erforderlichen 
Schritte unternimmt, zu einer Beschränkung des Vorsteuerabzugs mittels der Bestimmungen über die 
Berichtigung führen würde (Urteil vom 28. Februar 2018, Imofloresmira – Investimentos Imobiliários, 
C-672/16, EU:C:2018:134, Rn. 47).


27      Im vorliegenden Fall dürfte sich jedoch der Sachverhalt des Ausgangsverfahrens, wie ihn das 
vorlegende Gericht geschildert hat, deutlich von den Sachverhalten unterscheiden, zu denen diese 
Rechtsprechung ergangen ist.
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28      Hierzu ist darauf hinzuweisen, dass die genannte Rechtsprechung Sachverhalte betrifft, in denen die 
betreffenden Ausgaben zwar zu dem Zweck getätigt worden waren, besteuerte Umsätze auszuführen, 
diese sich aber tatsächlich nicht realisierten, so dass überhaupt keine Umsätze getätigt wurden. In 
diesem Fall wird davon ausgegangen, dass zwischen dem Recht auf Abzug der auf diese Ausgaben 
entrichteten Mehrwertsteuer und der Ausführung der beabsichtigten besteuerten Umsätze ein enger und 
unmittelbarer Zusammenhang im Sinne der in Rn. 20 des vorliegenden Urteils angeführten 
Rechtsprechung besteht.


29      Hingegen war im Sachverhalt des Ausgangsverfahrens, wie den vom vorlegenden Gericht 
übermittelten Informationen zu entnehmen ist, die dort in Rede stehende Cafeteria während eines ersten 
Zeitraums von 2003 bis 2008 tatsächlich sowohl für besteuerte als auch für steuerbefreite Umsätze in 
Betrieb, so dass zumindest in diesem Zeitraum und zu dem vom Finanzamt festgesetzten Anteil von 
90 % ein enger und unmittelbarer Zusammenhang zwischen dem Recht auf Abzug der auf die 
Errichtung dieser Cafeteria entrichteten Umsatzsteuer und den tatsächlich bewirkten steuerpflichtigen 
Umsätzen, für die die Cafeteria verwendet wurde, bestand.


30      Aus diesen Informationen ergibt sich jedoch auch, dass während eines zweiten Zeitraums von 2009 bis 
2012, der allein Gegenstand des Ausgangsrechtsstreits ist, die besteuerten Umsätze – aus welchem 
Grund auch immer – weggefallen sind, während die steuerbefreiten Umsätze weiter ausgeführt wurden. 
Daraus folgt zwangsläufig, dass anders als im Sachverhalt der Rechtssache, in der das Urteil vom 
28. Februar 2018, Imofloresmira – Investimentos Imobiliários (C-672/16, EU:C:2018:134), ergangen 
ist, die Räumlichkeiten der genannten Cafeteria, die im Übrigen fester Bestandteil eines 
umsatzsteuerfrei betriebenen Alten- und Pflegeheims sind, nicht leer stehen, sondern nunmehr 
ausschließlich im Rahmen steuerbefreiter Umsätze genutzt werden.


31      Wie die deutsche Regierung und die Europäische Kommission zutreffend geltend machen, wäre es 
anders, wenn die Klägerin des Ausgangsverfahrens für die genannten Räumlichkeiten während dieses 
Zeitraums andere Verwendungen für zum Vorsteuerabzug berechtigende Umsätze gefunden hätte. Zwar 
ist den dem Gerichtshof vorliegenden Akten nicht zu entnehmen, dass dies der Fall ist, doch wird das 
vorlegende Gericht gegebenenfalls die hierzu erforderlichen Überprüfungen vorzunehmen haben.


32      Soweit die von der Klägerin des Ausgangsverfahrens zur Errichtung der im Ausgangsverfahren in 
Rede stehenden Cafeteria erworbenen Waren oder Dienstleistungen in den Jahren 2009 bis 2012 
ausschließlich für die Zwecke der steuerbefreiten Umsätze der Klägerin des Ausgangsverfahrens 
verwendet wurden, was jedoch vom vorlegenden Gericht zu überprüfen ist, dienen die im früheren 
Stadium getätigten Umsätze gemäß der in den Rn. 20 und 21 des vorliegenden Urteils genannten 
Rechtsprechung daher nicht mehr der Erbringung besteuerter Leistungen und unterliegen damit dem 
Mechanismus der Berichtigung der Abzüge. Unter diesen Umständen wäre nämlich der enge und 
unmittelbare Zusammenhang zwischen dem Recht auf Abzug der auf Ausgaben auf der Vorstufe 
entrichteten Umsatzsteuer und den vom Steuerpflichtigen später ausgeführten besteuerten Tätigkeiten, 
auch wenn er in einem früheren Stadium bestanden hat, nunmehr entfallen.


33      Wie in Rn. 25 des vorliegenden Urteils ausgeführt, folgt daraus, dass unter diesen Umständen 
grundsätzlich eine Änderung im Sinne von Art. 185 der Mehrwertsteuerrichtlinie vorläge, die die 
Vornahme einer Berichtigung des Vorsteuerabzugs erforderlich machte. Dass sich dies aus Umständen 
ergibt, die vom Willen der Steuerpflichtigen unabhängig sind, stellt diese Erforderlichkeit für sich 
genommen nicht in Frage (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 29. April 2004, Gemeente Leusden und 
Holin Groep, C-487/01 und C-7/02, EU:C:2004:263, Rn. 55).


34      Schließlich ist festzustellen, dass der Grundsatz der steuerlichen Neutralität dieser Schlussfolgerung 
nicht entgegensteht. Die Situation eines Unternehmens, das Investitionen im Hinblick auf eine 
wirtschaftliche Tätigkeit vornimmt, in deren Rahmen sowohl besteuerte als auch steuerbefreite Umsätze 
bewirkt werden sollen, und das noch immer steuerbefreite Umsätze ausführt, unterscheidet sich nämlich 
von der eines Unternehmens, das Investitionen im Hinblick auf eine wirtschaftliche Tätigkeit vornimmt, 
in deren Rahmen lediglich besteuerte Umsätze bewirkt werden sollen, diese Tätigkeit letztlich aber 
nicht zu solchen Umsätzen führt.


35      Nach den vorstehenden Erwägungen ist auf die vorgelegte Frage zu antworten, dass die Art. 184, 185 
und 187 der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen sind, dass sie einer nationalen Regelung nicht 
entgegenstehen, nach der ein Steuerpflichtiger, der das Recht erworben hat, die auf die Errichtung einer 
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zur Nutzung sowohl für besteuerte als auch für steuerbefreite Umsätze bestimmten Cafeteria im Anbau 
eines von ihm umsatzsteuerfrei betriebenen Alten- und Pflegeheims entfallende Vorsteuer anteilig 
abzuziehen, zur Berichtigung des ursprünglichen Vorsteuerabzugs verpflichtet ist, wenn er jeglichen 
besteuerten Umsatz in den Räumlichkeiten dieser Cafeteria eingestellt hat, sofern er weiterhin 
steuerbefreite Umsätze in diesen Räumlichkeiten getätigt und diese somit nunmehr ausschließlich für 
diese Umsätze genutzt hat.


Kosten


36      Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem beim 
vorlegenden Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 
Die Auslagen anderer Beteiligter für die Abgabe von Erklärungen vor dem Gerichtshof sind nicht 
erstattungsfähig.


Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Achte Kammer) für Recht erkannt:


Die Art. 184, 185 und 187 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem sind dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung 
nicht entgegenstehen, nach der ein Steuerpflichtiger, der das Recht erworben hat, die auf die 
Errichtung einer zur Nutzung sowohl für besteuerte als auch für steuerbefreite Umsätze 
bestimmten Cafeteria im Anbau eines von ihm umsatzsteuerfrei betriebenen Alten- und 
Pflegeheims entfallende Vorsteuer anteilig abzuziehen, zur Berichtigung des ursprünglichen 
Vorsteuerabzugs verpflichtet ist, wenn er jeglichen besteuerten Umsatz in den Räumlichkeiten 
dieser Cafeteria eingestellt hat, sofern er weiterhin steuerbefreite Umsätze in diesen 
Räumlichkeiten getätigt und diese somit nunmehr ausschließlich für diese Umsätze genutzt hat.


Unterschriften


*      Verfahrenssprache: Deutsch.


Seite 7 von 7





